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Goͤrſenreform. 


Fritz Neiſſer. 


Seit Wochen iſt es nicht mehr möglich, die 
: f k . . TY 
eingehenden Börſenaufträge zu erledigen. * 


Vorſtand der Berliner Börſe ſah ſich deshalb ge 
nötigt, Abhilfsmaßnahmen zu treffen. Um auch 
nur vorübergehend den Bankbeamten eine Gnt 
laſtung zu gewähren und ferner Zeit zur gr. 
tung endgültiger Abwehrmaßuahmen zu ſchaffen, 
hat der Börſenvorſtand Mitte Auguſt erneut Bör 
ſenfeiertage eingelegt, ſo daß z. ine nen 
Auguſtwoche nur an drei Tagen Effektenverkehr 
abgehalten werden konnte. Dic von den verſchie 
deuſten Seiten gemachten Reformvorſchläge en 
dann vom Börſenvorſtand geprüft werden, und 
man rechnete mit Beſtimmtheit darauf, daß mit 
dem Beginn des September mit dem Syſtem der 
Börſenfeiertage gebrochen werden würde. Die 
entſcheidende Vollſitzung des Berliner Börſenvor 
ſtandes hat indes nur den Beſchluß gefaßt und 
zwar einſtimmig, auch im September wieder 
Vörſenfeiertage einzulegen. Es Tell danach das 
Syſtem beſtehen bleiben, nach dem nur Ben 
in der Woche Börſenverſammlungen abgehalten! 
werden und als einzige Verbeſſerung gegenüber 
den bisherigen Zuſtänden hat man ſich dazu 505 
ſchloſſen, in Zukunft auch am Sonnabend BR 
Deviſen amtlich notieren zu laſſen. Es ſcheiut 
demnach, als ob der Börſenvorſtand den Anforbe- 
rungen des Rieſenverkehrs hilflos gegeniiber 
ſteht. Es mag als Notmaßnahme zu entſchuldigen 
k tem, als Dauerzuftand ift es unmöglich, den DEN 


` 


kehr an der Berliner Börje derartig zu vergewal⸗ 
tigen. Der Börſenvorſtand hat vielmehr die Pflicht, 
mit der heutigen Ausdehnung des Effektengeſchäfts 
zu rechnen und die techniſchen Einrichtungen der 
Börſe den geſteigerten Anforderungen anzupaſſen. 

Es wird bei der Begründung für die Neu⸗ 
einſetzung, d. h. praktiſch Beibehaltung der Bör⸗ 
ſenfeiertage, von gewiſſen Kreiſen immer wieder 
darauf hingewieſen, daß es eine volkswirtſchaft⸗ 
liche Notwendigkeit ſei, die Spekulationswut ein⸗ 
zudämmen. Es verlohnt ſich deshalb, dieſe Frage 
einmal einer näheren Betrachtung zu unterziehen. 
Zweifellos ſteht die außerordentliche geſteigerte 
Spekulation in Effekten — man würde auch in 
Deviſen in ähnlich großem Umfange ſpekulieren, 
wenn die Teilnahme am Deviſengeſchäft nicht mit 
größerer Mühewaltung verknüpft wäre als die 
reine Effektenſpekulation — in direkteſtem Zu⸗ 
ſammenhang mit der Inflation. Er wird durch 
das Schlagwort „Flucht aus der Mark“, durch⸗ 
aus treffend gekennzeichnet. Es wird gewiß heute 
niemandem mehr einfallen wollen, der Zunahme 
der Inflation „Zwangsmittel“ entgegenzuſetzen, 
etwa in der Weile, daß man ein Geſetz gegen die 
Ausgabe nicht durch Gold gedeckter Noten be⸗ 
ſchließen läßt. Hier, wo die Zuſammenhänge 
offenſichtlicher zutage liegen, iſt man allmählich 
zu der Erkenntnis durchgedrungen, daß nur 
Maßnahmen, die das Uebel an der Wurzel packen: 
d. h in dieſem Falle, die dem Reiche die Möglich⸗ 


keit geben, ſeinen Finanzbedarf auch auf andere 
Weiſe zu befriedigen, den Abbau der Inflation 
ermöglichen können. Es wird ſich nicht umgehen 
laſſen, dieſe zur Selbſtverſtändlichkeit gewordene 
Erkenntnis auch auf eine Teilerſcheinung der In 
flation, das Steigen der Effektenkurſe und die 
Ausdehnung des Börſengeſchäfts, in Anwendung 
zu bringen. 

Dazu kommen noch eine ganze Anzahl 
anderer Erwägungen. Die Teilnahme an der 
Börſenſpekulation iſt heute leider für weite 
Kreiſe zu einer dringenden wirtſchaftlichen Not- 
wendigkeit geworden. Aber auch andere Volks⸗ 
ſchichten, bei denen das Bedürfnis nach einer Er⸗ 
gänzung ihres Einkommens nicht ganz ſo dringend 
iſt, ſtreben danach, mit Hilfe ſpekulativer Ge- 
winne ihre Lebenshaltung aus der audauernden 
Verſchlechterung des Lebensniveaus herauszuheben. 
Man wird dieſes Beſtreben durchaus verſtehen 
können; dagegen aufzutreten wäre nur möglich, 
wenn es gelingen könnte, ein anderes Aequivalent 
zu bieten, d. h. wenn man dem Niedergang der 
Lebenshaltung des deutſchen Volkes Einhalt ge- 
bieten könnte. Es kommt als weſentlicher Faktor 
hinzu, daß dieſes Streben nach ſpekulativer Er⸗ 
gänzung des Einkommens auch einen nicht un⸗ 
wichtigen volkswirtſchaftlichen Zweck erfüllt. Die 
dauernde Zunahme der Inflation übt ſehr un- 
gleichmäßige Wirkungen auf die Volkswirt⸗ 
ſchaft aus. Darüber dürfen auch die in der Regel 
gleichmäßig vor ſich gehenden Preisſteigerungs⸗ 
wellen nicht hinwegtäuſchen, da als ihre direkte 
Urſache in der Regel eine ſtarke Verſchlechterung 
der Valuta in Betracht kommt, die allerdings 
ihrerſeits wieder in engem Zuſammenhang mit der 
Steigerung der Inflation ſteht. Die Börſe hat nun 
heute die Aufgabe, an dem Ausgleich der un— 
gleichmäßigen Wirkungen der Inflation hervor- 
ragend mitzuwirken. Dieſe Aufgabe wäre unmög⸗ 
lich zu löſen, wenn fih nicht weitere Kreiſe als 
ſonſt am Börſenſpiel beteiligen würden. Und zwar 
auf der einen Seite Kreiſe, die unter der zu— 
nehmenden Inflation beſonders ſtark zu leiden 
haben, und die deshalb verſuchen, ſich ihrer Wir⸗ 
kung zu entziehen, und auf der anderen Seite 
Schichten; die in erſter Linie als Nutznießer der 
Juflation in Betracht kommen und die das drin 
gende Bedürfnis haben, die ihnen zugefloſſenen 
Mittel umgehend in Werten anzulegen, die ihnen 
die Nutznießung auf die Dauer zu ſichern 
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ſcheinen. Nur die Beteiligung dieſer Kreiſe konnte 
es ermöglichen, daß die Börſe mit ſpielender 
Leichtigkeit und zu relativ billigen Sätzen den 
Kapitalbedarf der Induſtrie befriedigen konnte. 


Auch dies war eine Aufgabe des Ausgleichs, da 


in der Induſtrie ebenſo wie in den übrigen Volfs- 
ſchichten die Wirkung der Inflation durchaus un 
gleichmäßig war, und auf der einen Seite außeror 
dentliche Kapitalflüſſigkeit, überwiegend aber drin 
genden Bedarf nach Betriebsmitteln hervorrief. 

Laſſen dieſe volkswirtſchaftlichen Notwendig⸗ 
keiten es zum mindeſten als nicht unerwünſcht er- 
ſcheinen, daß weitere Kreiſe als früher an der 
Börſe beteiligt ſind, ſo iſt ferner zu bedenken, 
daß dieſe geſteigerte Anteilnahme nicht die ein 
zige Urſache für die erhöhte Inanſpruchnahme des 
Börſenapparates darſtellt. Die unendliche Menge 
der Kapitalserhöhungen hat dazu geführt, daß 
heute faſt jede Geſellſchaft an der Börſe mit einem 
weſenutlich höheren Aktienbetrag vertreten ift. Da- 
bei muß in Betracht gezogen werden, daß die 
Kleinaufträge, d. h. Aufträge. bis höchſtens 
3000 M. Nominalwert bei der Mehrzahl der 
Großbanken über 60 % der geſamten Börſenauf— 
träge ausmachen. Eine ſchematiſche Einſchrän⸗ 
kung des Börſengeſchäftes würde alſo ganz ab— 
geſehen davon, daß fie, wie das Fiasko der Bör— 
ſenfeiertage zeigt, durchaus nicht das gewünſchte 
Ziel zu erreichen imſtande iſt, auch mit volks- 
wirtſchaftlichen Intereſſen kollidieren, die zwar 
durchaus nicht als geſund betrachtet werden 
können, die man jedoch nicht bekämpfen kann, fo- 
lange mau nicht in großzügiger Weiſe an eine 
Konſolidierung der Wirtſchaft und eine Sanierung 
der Reichsfinanzen herangeht. 

Ein Teil der maßgebenden Finanzleute aus 
der Burgſtraße hat dieſe Zuſammenhänge richtig 
erkannt. Es ſind deshalb aus ihren Reihen 
eine ganze Anzahl allerdings nur teilweiſe be- 
achtenswerter Vorſchläge gemacht worden, die 
mit der Erweiterung des Börſengeſchäftes rechnen 
und ſtatt einer Einſchränkung, die Verbeſſerung 
des Börſenhandels zum Ziel haben. Dieſe Reform- 
vorſchläge beſchäftigen ſich einmal mit der Er- 
weiterung der Börſenzeit und richten ſich ferner 
hauptſächlich auf eine andersartige Geſtaltung 
reſp. Teilung der Kaſſauotierungen, ganz ab— 
geſehen von den Neuerungen, die eine Ver- 
beſſerung der Kursfeſtſtellung ſelbſt zum Ziele 


haben. Durch derartige Reformen, vielleicht auch 


durch die Kombination mehrerer dieſer Vorſchläge, 


wird ſich zweifellos eine Erleichterung in der 


Durchführung des Börſengeſchäftes erzielen laſſen, 
wenngleich man naturgemäß nicht darum herum⸗ 
kommen wird, auch räumlich eine Anpaſſung an 


die erweiterten Bedürfniſſe vorzunehmen, und 
B. Telephon 


auch die Hilfsein richtungen, wie z. 
und Telegraph weiter auszugeſtalten. 

Wenn bisher als einzige Reformmaßnahme 
allein die Oeffnung der Börſenräume an den auf 


die Börſenruhetage folgenden Tagen um 11 
ſtatt bisher 1212 Uhr durchgeführt worden 
iſt, ſo iſt das im weſentlichen darauf zu 
rückzuführeu, daß außerordentlich thar i 
Intereſſengegenſätze in der Frage der 
Erweiterung der Börſenzeit, wie überhaupt 
der Vörſenreformen beſtehen. Während die 

daß 


Großbanken glauben, verlangen zu können, 
ſich vielleicht, mit Ausnahme telegraphiſcher Orders, 
das Publikum daran gewöhnt, bereits am Abend 
vorher die notwendigen Dispoſitionen zu treffen, 
halten es insbeſondere die kleineren Privat 
bankiers für unbedingt erforderlich, noch am Vor 
mittag des gleichen Tages in perſönliche Fühlung 
mit ihren Kunden treten zu können. Daß bisher 
hier eine Einigung nicht gelang, hat bereits teil 
weiſe zu recht eigentümlichen Konſequenzen ge 
führt. So pat fih die Berliner Handelsgeſell— 
ſchaft gezwungen geſehen, überhaupt darauf zu 
verzichten, kleine Orders am gleichen Tage aus 
zuführen. Sie hat in einem Rundſchreiben an 
ihre Kunden davon Mitteilung gemacht, daß in 
Zukunft derartige kleine Orders nur an einem 


Woche Ni ; zur Aus 
Wochentage, am Freitag, geſammelt zur SF 
führung gebracht werden ſollen. Erfreulicherweiſe 

Vor 


dürften ſich die übrigen Großbanken dieſem 
gehen nicht auſchließen. Bei ihnen mag auch 
vielleicht die Ueberlaſtung und die räumliche Be“ 
ſchrautang nicht ganz ſo arg ſein, wie bei der 
eng zentraliſtiſch orgauiſierten Handelsgeſell 
ſchaft. Bei ihnen verteilt ſich auch ein nicht un⸗ 
beträchtlicher Teil der zu bearbeitenden Börſen⸗ 
orders auf die weitverzweigten Depoſitenkaſſen, 
deren urſprünglicher Zweck ja gerade darin beſteht, 
neben der Heranziehung von Depoſiten auch 
größeren Kreiſen die Beteiligung am Börſenſpicl 


zu erleichtern. An dieſer Notmaßnahme der 
aber be 


Verliner Handelsgeſellſchaft läßt ſich 


ſonders deutlich darſtellen, wie ſchwerwiegend die 
Folgen der ſchematiſchen Einſchränkungspolitik fein 
können, die angenblicklich in erſter Linie von den 
Börſenvorſtänden ſelbſt nicht nur in Berlin, 
jondern auch in Frankfurt betrieben wird. 
Man muß doch auch einmal, und zwar nicht erſt 
in allzu ferner Zukunft, damit rechnen, daß nach 
der Hauſſeperiode auch wieder Rückſchläge ein⸗ 
eintreten. Die Vörſe hat ſchließlich auch die Auf⸗ 
gabe, in ſolchen vielfach gerade für kleinere Kreiſe 
riſikoreichen Zeiten, das Herausgehen aus einem 


Engagement zu erleichtern oder überhaupt inner- 


halb eines Tages zu ermöglichen 

Es kann deshalb gar nicht dringend geung davor 
gewarnt werden, die Politik der Einſchränkung 
weiter zu verfolgen. Schließlich hat die Berliner 
Börſe als Mittelpunkt das Geld- und Kapital⸗ 
verkehrs der deutſchen Wirtſchaft die Verpflichtung, 
ſich dieje Stellung zur erhalten. Es iſt durchaus 
nicht unwahrſcheinlich, daß ſich die Spekulation 
durch derartige Maßnahmen abſchrecken läßt und 
ihre Tätigkeit dann an die weniger tragfähigen 
kleineren deutſchen Provinzbörſen verlegt. Es iſt 
auch ferner nicht unmöglich, daß fich in Zukunft 
wilde „Bankfirmen“ noch mehr als bisher mit 
der Effektenſpekulation befaſſen und dadurch das 
Risiko erhöhen, das zweifellos in der heutigen 
größeren Ausdehnung bei unzureichenden te- 
nischen Einrichtungen gelegen ift. Abgeſehen da⸗ 
von würde auch durch eine derartige Zerſplitterung 
der am Effektengeſchäft intereſſierten Kreiſe die 
der vorhin skizzierten Aufgabe der 


Durchführung 

Börje, einen Ausgleich der Inflationswirkungen 
zu ſchaffen, außerordentlich erſchwereu. Es 
kommt hinzu, daß auch das internatio— 


nale Ausſehen der Berliner Börſe durch eine 
längere Dauer dieſer Mißſtände leiden muß, und 
dieſe Wirkung wäre heute beſonders unangenehm 
fühlbar, weil es für uns im Zuſammenhang mit 
den Reparationsleiſtungen, ihrer Aufbringung und 
Finanzierung ganz beſonders darauf ankommen. 
muß, das Vertrauen in die deutſche Finanz- und 
Börſenwelt zu erhalten und zu ſtärken. 

Der Berliner Börſenvorſtand jolie deshalb 
unverzüglich und mit allen Mitteln verſuchen, 
zu einer Einigung über die entgegengeſetzten In⸗ 


tereſſen zu gelangen. 
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I. Kaläukationsgrundlagen des Einzelfilms. 


Von 


Sgon Jacobſohn-Berlin. 


Die Schwierigkeit, den Herſtellungspreis eines 
Filmwerks vorher feſtzulegen, ift febr groß, weil 
man mit zahlloſen Zwiſchenfällen, die ſich niemals 
vorausſehen laſſen können, rechnen muß. Ein Regen- 
tag während einer Maſſenaufnahme vermag die 
fachmänniſch bewundernswerteſten Kalkulationen 
über den Haufen zu werfen. Eine mißlungene Auf- 
nahme kann dem Unternehmen viele Tauſende 
koſten, den Aufertigungstermin verſchieben, Ber- 
träge rückgängig machen. Ein Hauptdarſteller braucht 
nur, was keineswegs zu den Seltenheiten gehört, 
während der Aufnahme auszuſchneiden (bei dem Film 
„Der Mann ohne Namen“ z. B. mußten große 
Szenen wiederholt werden, weil der Darſteller 
Alexander Eckard auf der Spanienerpedition cr- 
krankte und verſchied) — und ſchon ſind alle mit 
ihm bisher geſtellten Bilder wertlos geworden. Elet- 
triſche Entladungen im Filmmaterial, Unachtſam⸗ 
keiten bei den Aufnahmen vermögen große Koſten, 
mit denen man nicht gerechnet hatte, entſtehen 
zu laſſen. 

Als Durchſchnittspreis für einen gewöhnlichen 
ſechsaktigen Unterhaltungsfilm ohne beſondere 
Reifen, Maſſenſzenen, Bauten oder Dekorationen 
rechnet man jetzt etwa 350 000 M. Es beſtehen 
jedoch kleinere Firmen, die mit Hilfe eines be= 
ſonders raffinierten Sparſyſtems pro Filmwerk mir 
70 000 M. veranſchlagen und ausgeben. Dieſe Ge- 
ſellſchaften haben einen ſogenaunten „Warenhaus⸗ 
betrieb“ eingerichtet. Sie fertigen nicht nur einen 
Film an, ſondern drehen zur gleichen Zeit die 
Szenen für drei bis vier verſchiedene Kinoſtücke. 
Mit einigem Geſchick verwerten fie die Haupt- 
darſteller, Statiſten, das Dekorationsmaterial und 
die Atelierräume für die Aufnahmen der ver— 
ſchiedenen Films, die natürlich nichts miteinander 
zu tun haben, die aber nur in dem gleichen Milien 
ſpielen. Auf dieſe Weiſe fabrizieren ſie ohne 
Zeitverluſt und können über jede Minute ihrer auf 
jedesmal täglich neu engagierten Schauſpielkräfte 
nutzbringend verfügen. Während z. B. ſoeben eine 
Szene mit Publikum in dem erſten Film gedreht 
wurde, verwertet der Maſſenregiſſeur dieſer Unter⸗ 
nehmungen die Statiſterie ſogleich für die Auf- 
nahmen zu dem zweiten Film, in dem er eben⸗ 
falls „Publikum“ benötigt. In der gleichen Weiſe 
arbeitet der ſparſame Spielleiter auch mit den De- 
korationen, die bei anderen Regiffeuren ſofort nach 
dem Gebrauch wieder abgeriſſen werden, während 
der „Warenhaus⸗ Spielleiter“ dieſelbe Dekoration für 
alle gleichzeitig zur Aufnahme gelangenden Films 
verwertet. Der ruhig arbeitende Regiſſeur mit fo- 
genannten literariſch-künſtleriſchen Abſichten würde 


natürlich niemals dieſe rein bandwerksmäßig be⸗ 
triebene Engrostätigkeit nachahmen. Er ſteht auf 
dem Standpunkt, daß man nur ein Filmwerk,her⸗ 
ſtellen kann, wenn man ſich völlig und reſtlos in dieſe 
Arbeit hineinvertiefen kann, und ſchreitet erſt nach 
langen eingehenden Proben zu den Aufnahmen, 
die er der Sicherheit halber und zur Erzielung 
von Spitzenleiſtungen oftmals wiederholen läßt. 
Die Anfertigung eines Anterhaltungsfilms im 
guten Durchſchnitt muß man in verſchiedene Teile 
zerlegen. Zunächſt iſt für das Unternehmen die 
Anſchaffung des Rohfilms notwendig. Für ein 
Filmwerk, von dem ſpäter einmal 1600 1800 Meter 
zur öffentlichen Vorführung gelangen, verwendet 
man einen Nohfilm Negativ) von etwa 3000 
Meter. Dieſe Menge koſtet unentwickelt durchſchnitt⸗ 
lich 14000 M. Für die Entwicklung dieſes Negativs 
muß eine Summe von 1800—2200 M. ausgeworfen 
werden. Von dieſem Negativ, das im photogra⸗ 
phiſchen Betriebe der „Platte“ entſpricht, können 
nun beliebige „Abzüge“, das heißt: „Kopien“, an? 
gefertigt werden. Nehmen wir an, daß zunächſt 
nur eine einzelne „Muſterkopie“ hergeſtellt wird, 
jo muß für die Anſchaffung des Poſitivfilms von 
3000 Meter Länge 8000 M., und für deſſen Ent⸗ 
wicklung wiederum, wie beim Negativ, 2000 M. 


an die Kopieranſtalten abgegeben werden. 


Die Zahl der Kopien, die von den einzelnen 
Filmwerken fertiggemacht werden, richtet ſich nach 
dem Erfolg des betreffenden Kinoſtücks. Gefällt ein 
Anterhaltungsſtück ausnahmsweiſe gut, jo mehren 
ſich die Beſtellungen der Verleihunternehmungen, die 
dieſe Kopien zur leihweiſen Weitergabe an die 
Theater der einzelnen Provpinzzdiſtrikte benötigen. 
Die Filmverleihfirmen bedienen die Theater mit den 
beſtellten Kinoſtücken. Sie erwerben das Erſtauf⸗ 
führungsrecht für beſtimmte Städte oder Kreiſe oder 
Provinzen. Meiſt gelangt der Fabrikant nur auf 
ſeine Koſten, wenn ſein Film außer an die deutſchen 
Verleiher auch an die Ausländer verkauft wird. 
Dann wandern die einzelnen Kopien, gut bezahlt, 
in die fremden Staaten. Nur durch dieſe inter? 
nationalen Filmverleihungen iſt es in der Regel 
möglich, einen Verdienſt zu erzielen. Gelingt = 
den Unternehmern, befonders günstige Abſchlüſſe mit 
valutaſtarken Gebieten zu zeitigen, ſo gehen natürlich 
die Gewinne in die Hunderttauſende, ein Umſtand⸗ 
der aber erſt wieder ſeit einiger Zeit bei einzelnen 
beſonders intereſſanten Höchſtleiſtungen eingetreten ift- 

Ein anderes Gebiet, das auch von anderen 
Perſönlichkeiten mit anderen Anſchauungen und 
anderer Vorbildung bearbeitet werden muß, ift das 
„geiſtige“ Tätigkeitsfeld. Hier ſpielt vor allen 


’ el TETT T 1 
nde TAT A a 


MA 
ee Ir Filmmanuſtript eine wichtige Volle. 
eee S letzten Monaten hat es ſich in der 
2 9 5 >= minduſtrie herausgeſtellt, daß die Vor⸗ 
Mannſkript ijt jedem Kinoerfolg ein filmdankbares 
ed. f „ nE dem augenblicklichen Publikums- 
F ſpricht und für die feſt verpflichteten 
Manuskripte i dankbare Vollen ergibt. Dieſe 
den Filmfab Kr tagtäglich zu hunderten in 
NT i eingereicht. Nach der Statiſtit 
e Marl g E der größten Filmkonzerne jind 
45 Mien 75 Prüfung eingeſandten Arbeiten 
n 110 e völlig unbrauchbar, drei von ihnen 
0 grundlegender Umarbeitung durch den 
u el bergerichtet werden; die beiden 
Bach e den 50 Brüflingen kämen eventuell 
u bie Me Aenderungen ernſtlich in Frage. 
AMA er i 19 dieſer Manuſkripte von. Laien 
e ne ergeben ſie in ihrer Naivität 

reiner Heiterkeit. Eine nur flüchtige 


Durchſi g 
1 dieſer von allen Geſellſchaftskreiſen, Be⸗ 
„Jahrgängen und Nationen eingereichten 


. mit aller Grauſamkeit, wie fremd 
gent A e den einfachſten Grunt- 
alſo fait all bwarz⸗Weiß⸗Kunſt gegenüberſtehen. Pa 
ichs in z e dieſe Manuſkripte für den Beiried 
THA 1 ay kommen, werden die verhältnis⸗ 
Ka € Er Berufsfilmautoren meiſt halg 
And 2 on ay nach ganz beſtimmten Vorſchriften 
Shen Ei erückſichtigung aller Wünſche der 
Pee. i 19 5 und Filmverleiher anzufertigen. 
ſzeniſch aei OP bekommen für das 
Ei a ing Allerkleinſte ausgearbeitete Negiebuch 
ae re pon 15000 M., wenns 
fript N ifje Außenſeiter, die ein ſolches Manu. 
rn eb t in drei, vier Tagen und Nächten 
ſind er a mit 5000 6000 M. zufrieden 
1775 ſich rere beſonders erfolggekrönte Filmdichter 
tiſch 900 überhaupt nicht an ben Verhandlung 
ausgez blk ihnen nicht ein Vorſchuß von 5000 M. 
Mimi iſt. Das Honorar für ein ſolches pantos 
Buh 9. meiſterhaft ausgearbeitetes, kurbelfertiges 
Nite . nicht zu hoch. In Amer 
gute Ideen viel, Beträge ausgejekt, 


Bein. #4 viel höhere 
ſelbſt bei Umrechnung in unſere Lebeusverhält⸗ 
Verhältnis zu den 


in in ihrer Größe in gar keinem 

mit fare für deutſche Filmautoren ſtehen. Amerika 
A 15 ungeheuer ausgedehnten Absam ane 
N s pora eud ohne Schwierigkeiten nur allein 
Perks eine erfilmungsrecht eines modernen Bud- 
ar tite Summe au zahlen, die hierzulande nicht 
Geſamth y den größten unſerer Films in feiner 
eines heit bewilligt wird. Neben dem Erwerb 
nehn fertigen Manuſtripts pflegen deutſche Anter⸗ 
ſie er ay einzelne Ideen aufzukaufen, die 
e einmal bei Gelegenheit durch ihre Haus- 
it 55 bearbeiten laſſen. Für dieſe, meiſt im Manu 
ſkript kaum zwei Folioſeiten große Arbeit wird 


ei ` 
in Honorar von 3000—3000 M. bewilligt. Aber 
der deutſchen Film- 


a 5 } 
ari bier verſtehen Außenſeiter 
Due Laien um originelle 

em fie ihnen — fünfhundert 


Ideen zu betrügen, 
Mart anweiſen. 


[SS] 
— 


ika werden für 


y Durchſchnittsfilm. 


Aufnahmetag 50—100 


Die Unfundigen find dann aber i 5 ; 
froh, daß man ihnen überhaupt Er 17 
gezahlt hat Saale 

Iſt die Wahl des zugkräfti f 
nach ſchweren Kämpfen en d e 
Suche nach dem paſſenden Regiſſeur, der e 
mit Geſchick vor den Kurbelkaſten zu bringe E 
ſtande iſt. Dieſe für den Ausfall eines Alen a 
meiſt entſcheidende Perſönlichkeit wird im Ge Mis 
zu den Darſtellern für die Dauer der 9 akt 
eines Films engagiert. Er wird je nach 9 
Namen“, je nach der Zugkraft, honoriert er 
Verdienſt beträgt etwa 25 000-40 000 M. für pen 
Durchſch Für dieſes Honorar hat der 

Spielleiter aber auch alle Vorarbeiten, und nach d 
Aufnahmen auch die geſamten ſpäter KR. 
Nebentätigkeiten zu erledigen. Als ainte aian 
für ſich erhält er einen Hilfsregiſſeur, der ſich 
wenn er einigermaßen tüchtig iſt, auf monatlich 
3000—5000 M. ſteht. Die Summen, die dieſer Mann 
hintenherum“ als Proviſion von den einn 
Firmen für die Aufträge zugeſteckt erhält, ſind 
zahlenmäßig nicht zu erfaſſen, ſind aber nicht zu 
hoch mit 2000 M. monatlich berechnet. Eine andere 
febr wichtige Perſönlichkeit ift der Aufnahme⸗ 
operateur. Er hat heutzutage eine tägliche Ein⸗ 
nahme von 500—1000 M. Jeder Durchſchnitts⸗ 
Sechsakter benötigt etwa zwölf Aufnahmetage, ſo daß 
ein ſolcher Operateur 6000—10 000 M. mindeſtens pro 
Film einſtecken kann. Die Mehrzahl der Opera- 
teure, die nicht feſt bei einer Geſellſchaft angeſtellt 
ſind, werden, wenn ſie gut und in Wode ſind 
mit Auftragen beſtürmt. À 
Für einen Film benötigt man nun eine Haupt⸗ 
darſtellerin Sie verlangt bei zwölf Aufnahme 
tagen eine Gage von 20 000 M. Einzelne Berühmt⸗ 
heiten filmen aber nicht unter 2000 M. pro Acht⸗ 
ſtundentag und ſtellen auch ſonſt noch ganz beſonders 
koſtſpielige Anforderungen, wie Auto, 1. ⸗Klaſſe⸗ 
Reie allerbeite Verpflegung ufw. Um dieſe Diva 
bewegen ſich gewöhnlich zwei nicht ſo berühmte 
Vieſengrößen. Dieſe Darſteller haben zwar auch 
ein großes Publikum, das ihretwegen die Kino⸗ 
kaſſen beſtürmt; ſie ſind aber trotzalledem Sterne 
Sie erhalten für die 12 Tage 


zweiter Ordnung. 

je eine Gage von 15 000 M. Daneben werden noch 
jebs Solorollen, die nur in einzelnen Szenen. TA 
zuwirken haben, gebraucht. Dieſe Hauptdarſteller 


bekommen bei fünf Aufnahmetagen, an denen man 


für ſie Verwendung hat, je 5000 M., alſo täglich 
einen braunen Schein. 5 

Im kraſſen Gegenſatz zu dieſen Gagen ſtehen 
die „Löhne“ für die Maſſendarſteller. Dieſe Satiſten 
werden auf der „Filmbörſe“ allabendlich für die 
Aufnahmen des nächſten Tages verpflichtet. Sie 
teilen ſich ſelbſt in Edelkomparſen (Statiſten mit 
Geſellſchaftskleidung) und gewöhnliche Komparſen 
Sie erhalten je nach ihrer Verwendbarkeit pro 
M. Moderne Kleidung muß 
Koſtüme aller Art werden a 


ein. 


mitgebracht werden. 


ſtellt. Für einen Durchſchnittsfilm benötigt man 
während drei Aufnahmetage etwa 200 moderne 
Statiſten. Für fie werden 50000 Mark ausge⸗ 
worfen. 


Außer den Wenſchen, die man bezahlen muß, 
verſchlingen auch die Gebrauchsgegenſtände große 
Summen. Die Benutzung des Glashauſes iſt pro 
Tag mit allen Speſen mit 5000 M. wohl nicht zu 
hoch berechnet. Gewöhnlich iſt für ein Filmwerk acht 
Tage Ateliertätigkeit nötig, jo daß man für Glas- 
lausmiete 50000 M. notieren darf. 

Ein beim Film beſonders beliebtes Konto iſt 
das Speſenkonto. Die verwöhnten Filmleute ver— 
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mögen anſcheinend nur im koſtſpieligen Auto zu 


leben, weil bei ihnen mehr als bei vielen ähnlichen 
Berufen Zeit ſchweres Geld koſtet. Man tut richtig, 


für einen einfachen Film die Speſen auf 25 000 
bis 30 000 M. feſtzuſetzen, wobei man aber nie- 


mals vergeſſen darf, daß, wie bereits anfangs an⸗ 
gedeutet, durch beſondere Vorkommniſſe dieſe Summe 
erheblich ſteigen kann, trotzdem für außer⸗ 
gewöhnliche Ausgaben an und für ſich ſchon ſtets 
30 000 50 000 M. auf Rechnung zu ſetzen find. 


Für den kaufmänniſchen Betrieb wie für die 
Fabrikations⸗ und Atelierarbeiter find beſtimmte 
Lohn⸗ und Gehaltsſätze feſtgelegt, die bei dem letzten 
Tarifabſchluß zwiſchen den Arbeitgeber- und Ur- 
beitnehmer-Organilationen der Filminduſtrie bereits 
die Beträge der anderen Branchen um erhebliche 
Summen überſtiegen. Trotz dieſer Beſſerſtellung 
wollen die Lohnkämpfe gerade in der Arbeitnehmer- 
ſchaft der deutſchen Filminduſtrie kein Ende nehmen. 
Zur Zeit befinden ſich die Arbeitnehmer wiederum 
in neuen Lohnkämpfen, die bisher in der Oeffent— 
lichkeit noch nicht bemerkt werden konnten. Vor 
geraumer Zeit bemühten ſich die im linksradikalen 
Zentralverband der Film- und Kino- Angehörigen 
Deutſchlands zuſammengeſchloſſenen Filmarbeit- 
nehmer, durch Ausſtände ihre Forderungen durch— 
zudrücken. Sie mußten aber ſtets ohne weſentliche 


Aufbeſſerungen und Erfolge ihre Tätigkeit wieder, 


aufnehmen, zumal ihnen nachgewieſen wurde, daß 
faſt keiner von ihnen zu den an und für ſich ſchon 
verhältnismäßig hohen Tarifgehältern und Löhnen 
mehr engagiert war, ſondern überall weit größere 
Summen zur Verfügung geſtellt erhielt. 


Gutachten des (Keichswirtſchaftsrats. 


Bericht“) des RNeparationsausſchuſſes 
des vorläufigen Reichswirtſchaftsrats 
„über den 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend Erhöhung 
einzelner Verbrauchsſteuern 
(Leuchtmittelſteuer, Zündwarenſteuer, Bierſteuer, 
Mineralwaſſerſteuer und Tabakſteuer). 


Der Reparatiousausſchuß hatte die Vorberatung 
des Entwurfs eines Geſetzes betreffend Erhöhung 
einzelner Verbrauchsſteuern einem Unterausſchuß 
von zwölf Mitgliedern Frowein, Georg Müller, 
Behn, Hanſen, Kreil, Neuſtedt, Rogon, Löhrke, Bäſt⸗ 
lein (Vorſitzender), Lehmann, Nuſch und Max Cohen) 
übertragen. 

Dieſer Unterausſchuß' hat in ſeinen Sitzungen. 
am 12. und 13. Auguſt die nachſtehenden vorge— 
ſchlagenen Steuern einer Beratung unterzogen und 
iſt dabei zu folgenden Beſchlüſſen gekommen: 


I. TLeuchtmittelſteuer, 


Der Vorlage der Regierung wird wegen der 
Höhe der Steuern die Zuſtimnung erteilt, weil 
die dort vorgeſchlagene Belaſtung erträglich erſcheint. 
Bei der Beratung wurde darauf aufmerkſam ge= 
macht, daß der Ertrag der Steuer in keinem Per- 
hältnis zu den Ankoſten ſtehe; auch die Regte- 
rungsvorlage weiſe bei der Begründung darauf hin. 


) In der Sitzung des Neparationusausſchuſſes 


am 18. Auguſt 1924 angenommen. 


Es wurde hierzu bemerkt, daß es am richtigſten ſein 
dürfte, dieſe Steuer aufzuheben. Der Ausſchuß hielt 
ſich für dieſe Frage nicht zuſtändig und behielt die 
Entſcheidung ſowie eventuell auch nur eine Be— 
ſprechung der Angelegenheit dem Reparationsaus⸗ 
ſchuß vor. 


Begründung: Von den geladenen Sach— 
verſtändigen wurde die Höhe der neuen Steuern für 
Lampen nicht bemängelt, ſondern man erklärte, daß 
dieſe Erhöhung als ertragbar angeſehen werden 
müſſe. Nur für Glühkörper wurde von einer Seite 
beantragt, der Erhöhung der Steuer nicht voll zu— 
zuſtimmen, weil bei einer ſolchen Erhöhung ſeitens 
des Handels dann noch Aufſchläge kämen und man 
damit zu rechnen habe, daß bei einer Steuerer⸗ 
höhung von 30 Pf. der Verbraucher zirka 1 M. an 
Aufſchlag zahlen müſſe Der Ausſchuß mißbilligte 
dieſe Art der höheren Aufſchlage und beſchloß dann, 
nach Prüfung der ganzen Angelegenheit der Höhe der 
Steuer ſeine Zuſtimmung zu erteilen. Wenn bel 
einem Teil des Handels Wißſtände beſtehen, ſo 
müſſen dieſe geſondert beſeitigt werden. 

Von einem Sachverſtändigen wurde die B 
hauptung aufgeſtellt, daß die Erhebung dieſer Steuer 
dem Reich vor Jahren 1,6 Millionen gekoſtet habe. 
Diefer Betrag feit heute mit dem Zehnfachen, alle 
mit 16 Millionen Mark, zu veranſchlagen, woa 
noch die Koſten bei der Induſtrie und Handel treten, 
jo daß man insgeſamt 30 Millionen Koſten ful 
eine Steuer, die 60 Millionen Mark einbringt 
in Anrechnung bringen müſſe. 


* 


re: 8 65 
Vom Begierungsvertreter wurden dieje Aus- 


1 e beſtritten und mitgeteilt, daß höchſtens 
5 e Teil der Steuer, alſo beim neuen Ertrag 
tönnen eee als Koſten in Frage kommen 
Mark BE frühere Anſatz von 1,6 Millionen 
9 e dadurch eutſtanden, weil die 
ni ie Erhebung der Steuer veranlaßt und 
afür 10% erhalten haben. 
e i nr Angelegenheit entſpann ſich eine 
ee er AR, Der Ausſchuß war der Mier 
ei as gegen den Gedanken der Sachver⸗ 
Ae 155 ne die eine zu bobe Belaſtung von 
und 1 * Erhebung verurſachen, fallen zu laſſen 
x u bei der Erhebung der Kohlenſteuer mit⸗ 
n pE a einwenden ließe. Er wurde 
e Teil des Ausſchuſſes für gut gehalten; 
1 tan war der Anſicht, daß man der Regie- 

1e aere Wege der bisherigen Steuergeſetz⸗ 
Bere zeigen müſſe, um die kleinen Steuern zu 
u agen und die Verwaltung der Steuern eins 
Sem 55 Be, damit nicht nur die neuen 
Siheb n eſchloſſen, ſondern durch eine vereinfachte 
En ſo bald wie möglich in den Beſitz des 
18 a können, um ſo mehr, da ja auch 
die 9 0 Entwertung des Geldes die Ausgaben fur 
857 amten und die ſonſtigen Verwaltungskoſten der 

euer weiter ſteigen müßten. 
on = 2 Angelegenheit eine grundſätzliche Frage 
1 = jedoch der Ausihuß, ſelbſt die Sache 
a erledigen zu können, ſondern fühlte ſich ver- 
= akt, dem Reparationsausſchuß das Weitere zu 
überlaſſen. 

2. Jündwarenſteuern. 

e ee ee der Vorlage der Res 
das . Er Erhöhung der Zündwarenſteuern auf 
a EN te, wie ſolches im Abſatz ! unter an 
or orgeſchlagen, ſeine Zuſtimmung. Dagegen be⸗ 
eg ragt er, die SS 48 und 51 in der Vorlage des 
Zündwarenſkenergeſetzes vom 10. September 1019 
zu ſtreichen. 

Abe Begründ ung: Die Regierung beantragt die 
soy e des Zündwarenſteuergeſetzes dahin- 
3 daß die im Geſetz vom Jahre 1919 vorgeſehe. 
Steuerſätze verdoppelt werden. 

H a R Sadhverjtåndigen 
dies DE Regierungsvorlage einverſtanden. Es hat 
21 ſeine Urſache darin, daß, bereits ſeit |. April 
die 1 Abgabe für Zündhölzer gezahlt wird, 
ES" i in der gleichen Höhe wie die neue Steuer 
n Die Verſorgung des deutſchen Volles mit 
* war der Zündholzinduſtrie⸗Geſellſchaft 
in Kriege übertragen worden und hat dazu ge⸗ 
ührt, daß Einheitspreiſe für inländiſche und aus 
ländiſche Zündhölzer feſtgeſetzt wurden. Aus dieſem 
Grunde mußte für Inlandszündhölzes eine Aus⸗ 
3 geſchaffen werden, die zur Deckung des 
FE Preifes für Auslandszündhölzer diente. 
ragliche Abgabe konnte zum 31. März d. J. ein⸗ 
geſtellt werden. Da ſeinerzeit das Net teuer: 


erklären ſich 


Die 
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projekt der Regierung in Ausſicht geſtellt war, ſtellte 
die Induſtrie den Antrag, die Ausgleichsabgabe 
nicht abzuſchaffen, ſondern vorläufig weiter zu er⸗ 
geben und fie ſpäter als Nachſteuer für Zünd- 
hölzer zu verwenden. Handel und Verbraucher er— 
klärten ſich mit dieſem Antrag einverſtanden, damit 
nicht die beim Handel befindlichen Vorräte von 
Zündbölzern durch Aufhebung der Steuer entwertet 
und ſpäter wieder die Nachſteuer mit in den Kauf 
zu nehmen ſei. Aus dieſem Grunde ijt die Erhöhung 
der Steuer, die die Vorlage jetzt bringt, bereits 
praktiſch feit dem 1. April 1921 durchgeführt und 
wird, da der Betrag für die Regierung reſerviert iſt, 
dieſe die Steuer bereits tatſächlich ab 1. April d. . 
erhalten. Die Angelegenheit war durch Verordnung 


des Keichswirtſchaftsminiſtertums ſeinerzeit erledigt. 
Jahr bei Inkrafttreten 


Da nun die Steuer für 2 

des Geſetzes vorhält, ſo kann von einer Nachftener, 
die vielleicht nur den dritten Teil des Betrages 
ausmachen dürfte, abgeſehen werden. 


Verhandlungen von der Re- 
jerung vorgebrachten Gründe konnten den Aug- 
überzeugen, dem $ 48 in der vorge— 
ſeine Zuſtimmung zu erteilen; denn 
daß nicht unnütze Erhebungen 
ſollen, wenn die Steuer aus 
ts vorhandenen Fonds in ihrem, vollen 
wird. Die Koſten der Aufnahme 
der Beſtände, die Arbeit der Beamten uf. bei den 
rund 50000 betragenden Kleinhandelsbetrieben 
dürften in keinem Verhältnis zum Ertrag ſtehen. Da 
der Ausſchuß der Meinung war, daß unnütze Arbeit 
überhaupt nicht geleiſtet werden ſoll, kam er zur 
Ablehnung des S 48, Der yöl der Regierungs- 

weil eine Erhöhung der Zünd⸗ 


vorlage erübrigt ſich, 
hölzer beim Fabrikanten durch die Steuer nicht 
ſtattfindet. Die getroffene Abmachung beſtimmt, daß 


die Beichsabgabe bis zum Tage des Inkrafttretens 
d und die Verbrauchsabgaben 


der Steuer gezahlt wir 
und Steuern den gleichen Betrag von 300 M. pro 
Kiſte ausmachen, ſo braucht der Abnehmer einen. 


höheren Preis nicht zu zahlen. Würde der 5 51 
beſtehen bleiben, jo hätte der Fabrikant das Recht, 
einen erhöhten Betrag von 300 M. zu rechnen. Aus 
dieſem Grunde wurde ebenfalls die Streichung dieſer 


Paragraphen beſchloſſen. 
Seitens der Sachverſtändigen der Induſtrie 


wurde beantragt, die Steuer für Feuerzeuge, die 
ebenfalls in dieſem Geſetz enthalten iſt, zu verdoppeln. 
Die Regierung widerſprach dem Antrag und da 
zeuge, die einen Herſtellerverkaufspreis von 
M. haben, bereits mit 3 M. Steuern be⸗ 
konnte der Ausſchuß ſich nicht ent⸗ 
schließen, dem ſeitens der Sachverſtändigen in die 
Debatte geworfenen Antrag auf Erhöhung dieſer 
Steuer ſtattzugeben. Im übrigen wal man auch der 
Meinung, daß, wenn die Induſtrie das erforderliche 
Hewicht auf die Hualität der Zündhölzer legt, cin 
beſonderer Schutz durch Erhöhung der Steuer für 


Erſatzfeuerzeuge nicht anerkannt werden kann. 


Auch die bei den 


9 
ſchuß nicht 
ſchlagenen Form 
er iſt der Meinung, 
für Steuerzw ecke erfolgen 
einem berei 
Umfange gedeckt 


Feuer 
mehr als 5 


laſtet find, 


3. Bierfteuern. 


Der Ausſchuß hat beſchloſſen, der Vorlage der 
Regierung, auch in der Höhe der Steuer, feine 
Zuſtimmung zu erteilen. 


Begründung: Die Sachverſtändigen haben 
bei ihrem Gutachten darauf hingewieſen, daß die von 
der Regierung geforderte Bierſteuer weder von den 
Brauereien, noch von den Abnehmern getragen 
werden könne und daß bei einer Erhöhung der 
Bierſteuer die Bierpreiſe um dieſen Preis unbe⸗ 
dingt erhöht werden müßten. Sämtliche Sachver⸗ 
ſtändige waren der Meinung, daß eine Verdoppelung 
der Bierſteuer ſchon eine ſehr große Belaſtung für 
das Gewerbe werden würde und erklärten weiter, 
daß ihres Erachtens ein Rückgang des Abſatzes cin- 
treten werde und dadurch ein Teil der Angeſtellten 
und Arbeiter nicht beſchäftigt werden könnte. Mit 
einer Verdoppelung an Stelle der von der Regierung 
vorgeſchlagenen Vervierfachung könnte man ſich ab⸗ 
finden. Vielleicht fei ſpäter noch Gelegenheit, dieſen 
Satz zu erhöhen. Die Verhandlung ergab das Reſul⸗ 
tat, daß die Preiſe des ſogenannten Vollbieres zur 
Zeit bei den Berliner Brauereien am Platze 240 M. 
für den Hektoliter betragen, dagegen fei der Ber- 
kaufspreis des Bieres ſeitens der Wirte uſw. in 
den gewöhnlichen Abgabeſtellen und Reſtaurationen 
400 M. und in den beſſeren Lokalitäten 500 M. pro 
Hektoliter, ſo daß man mit einem Durchſchnitts⸗ 
Verkaufspreis von 450 M. pro Hektoliter rechnen 
müſſe. Seitens des Ausſchuſſes wurde von einem 
großen Teil der Witglieder darauf hingewieſen, daß 
dieje Art der Verteuerung des Bieres keine Be- 
rechtigung habe und nur daran liegen könne, daß 
zu viel Rejtaurationen uſw. vorhanden feien. Es 
dürfte notwendig werden, daß der Neichswirtſchaftsrat 
ſich einmal mit den Handels- und Betriebsauf⸗ 
ſchlägen für verſchiedene Gegenſtände befaſſe; denn 
es wurde weiter feſtgeſtellt, daß in Bayern dieſe 
Aufſchläge viel geringer als in Norddeutſchland ſeien. 
Schließlich wurde ſeitens der Induſtrie noch aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß ſo wie ſo eine Preiserhöhung 
für Bier demnächſt eintreten müßte, weil die Robh- 
materialien, hauptſächlich Gerſte, ganz gewaltig im 
Preiſe geſtiegen ſeien. Von einem Teil der Niit- 
glieder des Ausſchuſſes wurde darauf hingewieſen, 
daß bei den hohen Verkaufspreiſen von Bier eigent⸗ 
lich die Steuer, wenn ſie auf das Vierfache erhöht 
würde, keinen großen Betrag ausmacht; denn die 
Erhöhung würde im höchſten Falle nur 371% Pf. 
pro Liter betragen. Ein Teil der Mitglieder des 
Ausſchuſſes war nicht für die volle Bewilligung 
der Regierungsvorlage. In der Debatte wurde 
wiederholt darauf hingewieſen, daß eine dreifache 
Beſteuerung genügen dürfe. Schließlich kam jedoch 
die Mehrheit des Ausſchuſſes zu dem Rejultat, 
der Regierungsvorlage die Zuſtimmung zu gewähren. 

Bei Beratung der Angelegenheit wurde ſeitens 
des Vertreters der Regierung auch darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Weinſteuer, die nicht nach einem 
feiten Satz, ſondern prozentual feſtgelegt jei, ein 


ſehr hohes Steuereinkommen garantiere. Von einem 
Ausſchußmitglied wurde angeregt, vielleicht auch die 
Bierſteuer prozentual zu beſchließen. Es wurde 
ſeitens der Sachverſtändigen wegen der Sicherheit 
des Gewerbes darauf aufmerkſam gemacht, daß damit 
nur noch größere Unannehmlichkeiten verbunden 
ſein dürften. — Die Nachverſteuerung des Bieres 
bei den Neftaurationen wurde erörtert und darauf 
hingewieſen, daß das Quantum von 2 Heftolitern, 
das in jedem Falle auf Grund der Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen ſteuerfrei ſei, als zu geringfügig an⸗ 
geſehen wird. Seitens des Regierungsvertreters 
wurde eine weitgehende Prüfung zugeſagt. Der Aus⸗ 
ſchuß war der Meinung, daß zwar eine Nachſteuer 
notwendig, daß man aber bezüglich des Quantums 
ſich bei den 2 Hektolitern nur au volle Gebinde 
halten ſolle und im übrigen die angebrochenen Ge— 
binde ausſchließen möchte. Bei der Vorlage ſelbſt 
wurde ſeitens des Vertreters der Regierung die 
Mitteilung gemacht, daß der vorgelegte Geſetzent— 
wurf bezüglich der Staffelung der Bierſteuer ſowie 
der Abgabe für eingeführtes Bier mit den in Betracht 
kommenden Vertretern des Gewerbes vereinbart und 
allen dort geäußerten Wünſchen Rechnung ges 
tragen worden ſei. Von einer Seite war noch an— 
geregt worden, daß die auch nach dem neuen Ent⸗ 
wurf im! Geſetz verbleibende beſſere Behandlung 
der kleinen Brauereien mit unter 1000 Hektoliter 
Jahresumſatz ſowie auch der Hausbrauereien für 
Haustrunk in Wegfall kommen ſollte. Die jetzige 
Vorlage hat diefe beiden Kategorien in den SS 3 
und 6 des Geſetzes nicht ſo günſtig geſtellt wie 
früher, ſondern auch nur bei den kleineren Braue⸗ 
reien die Differenz von 2 M. und bei den Haus- 
brauereien die Differenz von 7 M. bei der Steuer 
in Abzug gebracht, ſo daß erſtere anſtatt 8 M. 39 M. 
und letztere anſtatt 3 M. 34 M. zahlen müſſen. Der 
Ausſchuß kam deshalb zu der Ueberzeugung, daß es 
auch bier bei der Negierungsvorlage verbleiben müſſe. 
Wie ſchon oben erwähnt, ijt das Votum des Aus- 
ſchuſſes zwar von der Mehrheit der Mitglieder 
gefaßt, aber es war eine große Minderheit vor- 
handen, die es für am richtigſten gehalten hätte, 
daß anſtatt der Vervierfachung nur eine Verdrei⸗ 
fachung geworden wäre, um möglichſt eine Verminde⸗ 
rung des Abſatzes zurückzuhalten, und auch die Be⸗ 
laſtung der Verbraucher, die hauptſächlich in Süd⸗ 
deutſchland auf großen Widerſtand ſtoßen wird, auf 
einmal nicht ſo hoch ſtellten, weil ja ohnedies durch 
die höheren Preiſe der Rohmaterialien ſowie höhere 
Löhne uſw. mit einer Erhöhung des Vierpreiſes 
gerechnet werden muß. 


4. Nineralwaſſerſteuer. 
Der Ausſchuß beſchließt, der Vorlage der Re 
gierung ſeine Zuſtimmung zu erteilen. 


Begründung: Seitens der geladenen Sach⸗ 
verſtändigen wurde das Gutachten dahin abgegeben, 
daß gegen die Erhöhung der Steuer, prozentual 
bemeſſen nach den heutigen Preiſen der Mineral⸗ 
waſſer und Limonaden, nichts einzuwenden fer. Aller⸗ 


beinen akzeptabel. 


N au ie 


N 


Aus Wr daß das Gewerbe immer 
A 12 zurückginge, weil ja die Preiſe für Hob- 
ea hauptſächlich für die Flaſchen, immer 
ae werden. Bei dem Gutachten der Gadver- 
Ran poa we darauf hingewieſen, daß die 
ien zandelspreiſe für Limonaden uſw. vol den 
ann Stellen zu hoch gehalten würden. So 
10 man unlängſt in Berlin erfahren, daß die 
Derſteller von Waſſer den Preis um brd 
Sach ermäßigten, dagegen die Abgeber an die 
Verbraucher den Preis trotz der Ermäßigung um 
50 Pf. pro Flaſche erhöht haben. Auch bier wurde 
eſtgeſtellt, daß die Preiſe in Berlin viel höher 
in Süddeutſchland ſeien. In Berlin geben die 
ee die Flaſche mit 45 Pf. ab, während die 
F 1 M. bis 1,50 M. pro Flaſche 
tragen, prozentual ein viel zu hoher Verdienſt. 
Anter Berückſichtigung des Verkaufspreiſes kam 
1 der Ausſchuß einſtimmig zu dem Reſultat, 
. der Regierung die Zuſtimmung zu er⸗ 
Berlin, den 17. Auguſt 1921. 
Bäſtlein, 
Vorſitzender und Berichterſtatter. 


5. Tabakſteuer. 
18 Der Ausſchuß lehnt die Vorlage der Regierung 
ſät Ganzes ab, iſt jedoch bezüglich der Steuer 
1. ze im einzelnen zu folgenden Beſchlüſſen ge— 
ommen. 
Zigarren und Zigaretten. 

di Durch die Verordnung vom 4. Juli 1921 treten 
. Steuerſätze des Tabakſteuergeſetzes vom 12. No 
iber 1919 bei Zigaretten bereits voll und bei 
Ees mit 5000 in Wirksamkeit. Die Zigarren 
7 infolgedeſſen steuerlich jo stark belaſtet, daz 
h te weitere Erhöhung der Steuorſätze nicht mehr 
ragbar erſcheint. 


Feingeſchnittener Tabak. 
ven Steuerſtufe ſtimmt 


an einen Y 
d Der Einfügung einer ne 
er Ausſchuß zu. 


Pfeifentabak. 


fh Der Ausſchuß würde damit einverſtanden ſein, wenn 
ur die Steuerſtufe 7 eine Steuer vou M. 8,— für 1 bs. 
4 8 r s 7. n 10,— r 1 s 
* 9 r [73 [77 ~” 20,.— 7 1 ri 
i 10 n 1 n” 
Tor 9 er n n 77 n 7 
eſtgeſetzt wird. 
Kau- und Schnupftabak. 
Sätze 


Die von der Regierung vorgeſchlagenen 


Begründung: Die von den Sachverſtändi⸗ 

den erſtatteten Gutachten gingen übereinſtimmend 
-ajia daß das Inkrafttreten dieſes Geſetzentwurſes 
wü Dujammenbrud des Tabakgewerbes . 
de rde. Sowohl die Vertreter der Induſtrie als auch 
des Handels und der Pflanzer, Arbeitgeber, wie auch 
rbeitnchmer waren ſich darin einig, daß die Ne- 


nahmen zu verzeichnen 


gierungsvorlage unmöglich angenommen werden 
kann. Es wurde beſonders darauf hingewieſen, daß 
ſchon durch das Inkrafttreten der Verordnung vom 
J. Juli 1921 mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab 
ein ſehr ſtarker Verbrauchsrückgang und damit auch 
eine erhöhte Arbeitsloſigkeit zu verzeichnen ſein 
wird. Die Streichung des 8 86 wurde für ganz un⸗ 
möglich erklärt angeſichts der beſonderen Verhältniſſe, 
wie ſie gerade im Tabakgewerbe vorliegen. Die 
Sachverſtändigen wieſen darauf hin, daß die Er- 
tragsberechnung der Regierung nicht richtig ſei, da 
ſchon jetzt nach den von der Regierung ſelbſt per- 
öffentlichten Zahlen mindeſtens ein Steuerertrag 
erwartet werden kann, wie ihn die Regierung 5017 
den neuen Sätzen erhofft. So ſehr auch die Sach⸗ 
ändigen betonten, daß der Tabak als Genuk- 
mittel eine Steuer tragen müſſe, waren ſie doch aus⸗ 
nahmslos der Meinung, daß ſchon die ab 1. Of- 
921 in Kraft tretenden Sätze nicht getragen 
werden könnten. Rein volkswirtſchaftlich betrachtet, 
bedeutet das neue Steuergeſetz ſchon inſofern einen 
großen Schaden, weil nicht nur eine große Arbeits⸗ 
loſigkeit eintreten, ſondern auch viel zahlreiche 
kleinere Exiſtenzen vernichtet würden. Aber auch der 
beimiſche Tabakbau würde völlig vernichtet werden. 
Finanzpolitiſch bringe dieſe Vorlage der Reichs- 
regierung keinen Vorteil, weil durch den zu er— 
wartenden Verbrauchsrückgang keine Steuereiu— 
wären, nicht zuletzt auch, 
die Steuererhöhung der Schmuggel und 
der neu aufleben würden. In den 
Gutachten der Sachverſtändigen ſpielte die Frage des 
Steuerſyſtems eine große Rolle, doch konnte daruber 
eine Einigung nicht erzielt werden. Die Vertreter 
der Induſtrie ſprachen ſich für die Beibehaltung 
der Banderoleſteuer aus, während die Vertreter des 
und Kleinhandels dagegen votierten. Der 
n dieſem Zuſam menhang die Rc- 
Antrag des Reichswirtſchaftsrates 
x 45 des Tabakſteuergeſetzes auf⸗ 
Negierungsvertretern wurde dieſen 
darauf hingewieſen, daß die 
Ertragsberechnung auf Grund vorhandener Unter- 
lagen ſehr genau aufgeſtellt worden iſt. Die ver— 
kangten Steuerſätze feien eher zu niedrig als zu 
hoch, ſchon im Hinblick auf die Entwertung der Mark. 

Der Ausſchuß konnte die von den Sachver⸗ 
ſtändigen vorgetragenen Bedenken nicht ganz von der 
Hand meilen und iſt deshalb zu oben angeführtem 
Beſchluß gekommen. Der Ausſchuß glaubt, daß die 
Einnahmen, die dem Finanzminiſterium auf Grund 
der ab 1. Oktober 1921 in Kraft tretenden neuen 
Regelung zufließen. die Beträge erreichen, die in die 


verft 


tober 1 


weil durch 
Schwarshandel wie 


Groß⸗ 
Ausſchuß macht i 
gierung auf den 
aufmerkſam, den 
zugeben. Von den 
Gutachten gegenüber 


Ertragsberechnung der neuen Vorlage eingeſetzt ſind. 
Dem Tabakgewerbe muß eine gewiſſe Rube gegönnt 
werden. 


* 
ellten Antrag, ſich gegen die 


Den weiter geſt 
Juli auszuſprechen, lehnt der 


Verordnung vom 4, 

Ausſchuß ab. 
Berlin, den 17. Auguft 1921, 
Rogon, Berichterftatter. 


Revue der Preſſe. 


In den „Mitteilungen des Vereins 
der Arbeiterpreſſe“ (1. Auguft) nimmt 
Hans Goslar zu der vor kurzem in den Zei- 
tungen der S. P. D. angeſchnittenen Frage der 


Handelsberichterſtattung für Arbeitnehmer 


Stellung. Er fordert für die großen von Arbeit⸗ 
nehmern geleſenen Tageszeitungen einen ausge⸗ 
dehnten Handelsteil, der Berichte über die Welt- 
warenmärkte, den Geldmarkt, die Produktionsbedin⸗ 
gungen der wichtigſten nationalen und internatio⸗ 
nalen Induſtrieerzeugniſſe, Bilanzbelehrung und 
Bilanzkritik, Beſprechung und Kritik der bedeut— 
ſamen Generalverſammlungen, Beantwortung von 
Anfragen aus dem Leſerkreiſe, die für die Allge⸗ 
nreinheit Intereſſe haben und eine Preſſerevue aus 
den kritiſchen volkswirtſchaftlichen Zeitſchriften bringt. 
Dieſer Handelsteil foll in einer gemeinverſtändlichen 
Sprache geſchrieben werden und die Dinge vom 
volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus behandeln, da=- 
mit es den Arbeitnehmern und beſonders den Be- 
triebsräten möglich ift, über die aktuellen wirtſchaft⸗ 
lichen Fragen auf dem laufenden zu ſein, und 
ſich im Laufe der Zeit eine gute wirtſchaftliche Wl- 
gemeinbildung anzueignen. — Die Kursſteigerungen 
der Dividendenpapiere an den deutſchen Effekten⸗ 
börſen zeigen, daß Deutſchland augenblicklich über 
eine beträchtliche Menge anlageſuchenden Kapitals 
verfügt. Regierungsrat Dr, Furbach fordert in 
ſeinem Artikel 


zur Frage einer neuen Reichsanleihe 


„Berliner Börſen courier“ (18. Auguſt 
1921), daß das Reich verſuchen ſolle, einen Teil 
dieſes Kapitals durch eine neue Neichsanleihe feinen 
Zwecken dienſtbar zu machen. Gefordert wird für 
dieſe Anleihe, daß den Zeichnern eine gewiſſe Sider- 
heit geboten werde, daß ſie aber vor allen Dingen 
die Zeichner vor der Entwertung ihrer Papiere 
durch weitere Geldentwertung ſchütze. Jeder Zeich— 
ner ſoll die Gewißheit haben, daß er an Zinſen 
und im Falle der Rückzahlung der Anleihe Den- 
jenigen Betrag in Reichsmark erhält, der ihm die⸗ 
ſelbe Kaufkraft verſchafft, wie die von ihm bei 
der Zeichnung dem Reiche geliehene Summe hatte. 
Die Kaufkraft der Mark könnte 3. B. halbjährlich 
an Hand von Indexrziffern feſtgeſtellt werden, und 
der Nennwert der einzelnen Stücke würde als- 
dann entſprechend zu beſtimmen fein. Die Redaktion 
des Berliner Vörſenkuriers erkeunt an, daß bei 
den Erörterungen über die Frage der Fundierung 
der ſchwebenden Schulden es wichtig ift, die Forde⸗ 
rung der Erhaltung der Kaufkraft für den Kapitals- 
beſitzer einzuſchalten. Bemerkt aber kritiſch dazu, 
daß bei Durchführung des Vorſchlages, ſteigende 
Lebenshaltungskoſten für die Anleihezeichner durch 
die Allgemeinheit getragen werden müßten. Es 
wären auch für den Fall des Sinkens der Lebens- 


haltungskoſten die umgekehrten Vorſchriften 3u 
treffen, und es iſt ſehr fraglich, ob die Zeichner 
bei einer Hebung des Markkurſes mit einer Herab⸗ 
ſetzung nicht nur der Zinſen, ſondern auch des Nomi⸗ 
nalbetrages ihrer Stücke einverftanden wären. Die 


wirtſchaftliche Lage und Arbeitskonflikte in 
Argentinien 


behandelt Dr. Bruno Rewald im „Ham? 
burger Fremdenblatt“ (23. Aaguſt). Wäh⸗ 
rend es den Anſchein hat, als ob der Niedergang 
des wirtſchaftlichen Lebens, der als Rückſchlag zur 
Kriegshauſſe Argentinien heimgeſucht hat, und ſich 
in der Hauptſache durch Ausfuhrſtockung bemerk⸗ 
bar machte, ſeinen tiefſten Stand überwunden hat, 
wird die argentiniſche Wirtſchaft durch große Ar 
beitskonflikte beunruhigt. Die Ausfuhr an Getreide 
und Wolle nimmt von Woche zu Woche zu, muß 
aber wegen des Hafenarbeiterſtreiks in der Haupt? 
ſtadt über die Provinzhäfen geleitet werden, nach 
denen ein Uebergreifen des Streikes befürchtet wird: 
Die Chauffeure und Bäcker haben ſich bereits den 
ſtreikenden Hafenarbeitern von Buenos Aires al“ 
geſchloſſen und ein Generalausſtand wird befürchtet, 
Die Regierung hat mit ihrer Haltung nicht unweſentlich 
zur Verſchärfung des Verhältniſſes beigetragen. Die 
argentiniſchen Streiks, die ſich im Vergleich zu den 
Jahren vor dem Kriege in geradezu erſchreckender 
Weiſe vermehrt haben, gründen ſich zu zwei Dritteln 
auf Lohnforderungen, in den übrigen Fällen hans 
delt es fid immer um Anerkennung der Arbeiter“ 
organiſationen. Die Mehrzahl der Arbeiter, die 
Italiener und Spanier find, tragen die ſozialeit 
Konflikte des Heimatlandes in das Einwanderung?“ 
land. Nachdem ein großer Teil der Hafenarbeiter 
ſchaft radikalſte Anſchauungen vertritt, ijt man be 
ſtrebt, die Hafenarbeiten ſämtlich zu verſtaatlichen 
und wendet jetzt zur Erreichung dieſes Zieles ſchärfſte 
Mittel an, z. B. Verbietung jeder Verſammlung, 
Ueberwachung des Hafens durch Militär und 
Polizei, Heranziehung unorganiſierter Elemente aus 
dem Innern des Landes. Auf dieſe Weiſe finden 
die Streiks vorübergehende Löſung, werden abel 
immer wieder aufflammen, und bilden eine eruſte 
Beunruhigung der Wirtſchaft. Die „Ber bi el 
Börjen Zeitung (26. Auguſt) veröffentlicht pie 
Beitimmungen eines Geſetzentwurfes, der demnächſt 
dem öſterreichiſchen Parlament vorgelegt werden wird, 
der die 


Einſchränkung des Bankbetriebes in Oeſterreich 
zum Ziel hat. In der Hauptſache foll dieſes OA” 


dazu dienen, die unlauteren Elemente, die ſich 
im Bankgewerbe eingeniſtet haben, auszumerzen⸗ 
Es wird der bisher uur für Aktienbanken 


beſtehende Konzeſſionszwang auch auf Brivatbanl“ 
geſchäfte ausgedehnt. Dieſer Konzeſſionszwang 1 
keine dauernde Einrichtung bilden und iſt dabe! 


0 
EB 


bi 7 

Nee fer ne. Aud) ausländifche Banten, 
bedürfen ae auf Heſterreich ausdehnen wollen, 
1 5 5 Errichtung von Filialen der Kon⸗ 
a ee njo wie bereits beſtehende Bankgeſchäfte 
1 8 15 in Oeſterreich zur Errichtung neuer 
den e erwerben müſſen. Ferner iſt 
eie Di 5 vom Standpunkte der Wohnungs- 
Einspruchs 0 Etablierung von Bankgeſchäften ein 
Rilar 9 er Alle nach dem 1. Ja- 
Las 1715 Helen Bankgeſchäfte müſſen, wenn 
zeſſion u e in Wirkſamkeit fritt, die Kon- 
reift En es einholen, und find, falls lie nicht 
ker Bug, zu liquidieren. Das Bundes⸗ 
euren Bei, Finanzen fann Die Konzeſſion 
Een e 1 5 der Inhaber eines Bankgeſchäftes 
ang om 5 a nicht einwandsfreien Hand- 
Ausgeſchloſſe örſenbeſuche für mehr als drei Monate 
dürfte 5 ET Auf Grund dieſes Geſetzes 
Ni den k, FE lay Regierung möglich ſein, 
E ie folgeitaaten, die ſich in Oeſterreich 
ichen e haben, ohne den Bundesbanken die 
durchzuſel echte a erteilen, eine Reziprozitätsflaufel 
een Die Beſorgnis, daß bei der Kon 
Eli PA andere als objektiv ſachliche Gründe 
a er end werden können, foll dadurch Zer⸗ 
temen h au daß das Finanzminiſteriun ſich be⸗ 
Bon eh vor Erteilung oder Verweigerung 
17 he nen 5 mit der Börſen⸗ ſowie der Handels- 
Der 15 55 Er in Verbindung ſetzen wird. 
Tt 1 e orreſpondent der „Deutſchen Allge- 

Zeitung (23. Auguſt) berichtet 


zur Lage der belgiſchen Eiſeninduſtrie, 

Umfang an⸗ 
55 belgiſchen 
Feuer ſind. 


Ks Betriebsſtillegungen großen 
Hochöf T haben, ſo daß von den 
Die ER 15 Zeit nur noch ſieben im j 
Woch en PA y iten Stahlwerksbetriebe liegen ſeit vielen 
. í und demzufolge we fen die Verfeinc⸗ 
Eine Grell auch nur ſehr geringe Tätigfeu auf. 
der bel ae der Produktion iſt nach Anſicht 
ſolge a One EEE nur möglich, wenn in- 
SR A Löhne und billigerer Breunſtofſe 
Kohlen . ermäßigt werden könnten. Ob die 
E run verbilligt werden können, iſt 
duſtriell pei Kohnermähigungeit, die von den Jus 
bisher 50 in Höhe von 50 % gefordert werden, jind 
außero 10 um 10% durchgeſetzt worden. Bei der 
Pupfe entlich en Bedeutung, die im Konkurrenz- 
faktor Me deutſchen Induſtrie der Valuta- 
von 30 15 verſteht man, daß der belgiſche Lohn 
es täglich, das jind mehr als 180 M., der 
erſch rie den Wettkampf mit der deulſchen enorm 

wert. Dazu kommt, daß die franzöſiſche Eiſen⸗ 


n i am Weltmarkt der belgiſchen gleichfalls 
ber Konkurrenz macht. Trotz aller Schwierig“ 
lab n der diesjährige belgische Export in 
imm 1 die Ausfuhr des letzten Friedens jahres 
fuhr ane um 75%, und auch die übrigen Aus- 
er 1 ſind nicht ungünſtig. Ant Roheifen- 
Zeit u Se Beſſerung Des Geſchäftes in der letzten 
We e worden. Vohſtahl können ſelbſt die 

rke, deren Stahlwerke noch im Betrieb ſind, zum 


eigenen Verbrauch nicht genügend herſtel 1 
Belgien RVohſtahl aus a arg n n 
einführen muß. Von den Sertgeszen gn iſſen haben 
ſich in den letzten Wochen Bandeiſen und 8 
in den Verkaufspreiſen um Weniges gebeſſert Wäb⸗ 
rend alle übrigen Erzeugniſſe die Esherigen RR 


preſſionsnotierungen aufweiſen. 


Umschau. 


0 

Messetaumel. e ee . 

mir: Die Eröffnung der Leipziger 
e mit ihrem immer stärker wachsenden 
zenttiert die allgemeine Aufmerksamkeit 
die eigentümliche Entwicklung, die das 
em Kriege durchgemacht hat. Vor 
dem Kriege führte die Messe ein recht beschauliches 
Dasein. Man kannte sie nur noch in Leipzig und 
ihre Ausdehnung hielt sich in Grenzen, die man im 
Vergleich zu heute als bescheiden bezeichnen kann. 
Heute ist das anders geworden. Die Zahl der Be- 
sucher, die vor dem Kriege etwa 20 000 betrug, ist 
längst über 100 000 gestiegen Aber man begnügt 
sich nicht mehr mit Leipzig; eine Reihe von Städten 
im In- und Auslande haben den Ehrgeiz, es Leipzig 
gleichzutun. Frankfurt a. Main und Breslau, Wesel 
und Kiel, Wien, Preßburg und Budapest, Laibach, 
Bozen. Triest und Mailand, Padua und Neapel 
Paris und Bordeaux - - - - eigentlich wo man hin. 
schaut: Messen, Weltmessen, internationale Messen. 
Ein Messetaumel weit und breit. — Vor dem Kriege 
hatte der Großhandel die mannigfaltigsten Absatz- 
organisationen, anter denen die Messe eine der un- 
bedeutendsten wat. Nur Waren, deren Muster man 
den Kunden nicht ins Haus bringen konnte, stellte 
man periodisch auf Messen aus. Die Messen waren 
die Märkte des radiy tanreilena rot 
Aber Waren, deren Muster man dem 
Haus bringen konnte, gab es nur 
die sich durch großen 


Herbstmess 
Betrieb kon 
ernent auf 
Messewesen seit d 


verkehrs- 
Kunden nicht ins 
Nämlich solche, 


wenige. 

Transportwiderstand auszeichneten; sperrige, von 
Mode und Geschmack abhängige und äußerlich 
mannigfaltige Formen aufweisende Güter gingen 


o Spielwaren, Erzeugnisse der kera- 
nischen und der Glasindustrie, die verschiedensten 
Arten von Metallwaren, Galanterie- und Kurz- 
waren, kurz, man könnte sagen, die Erzeugnisse un 
„Industrie der Kleinigkeiten". Der Krieg zwang aber 
dazu, daß auch andere Industrien den Absatz unter 
möglichster Ersparung von Menschenkräften organi 
ierten. Der Musterreisende wurde zu teuer, dazu 
kam, daß neue Stoffe sich erst ein de 
nen mussten. Das verursachte, daß auch ande 

Industrien znr Messe kamen. Der Abbruch frühe 58 
Beziehungen, der Untergang alter Werke und x 
Erstehen neuer Fabriken, kurz die Zerfahrenheit 85 
Handels, alles das strebte nach einem zentralen 1 0 
ie ihn nur die Messe bot- Dies war die Ko nig er, di 

rührige Stadtväter sich zunutze zu machen en 118 
essen „gründeten“. Damit wurde 88 


zur Messe. als 


sud 


dem sie M 


Gegenteil von dem erreicht, was der Handel wollte. Der 
Handel suchte nach einer Zentralstelle zum Aus- 
gleich von Angebot und Nachfrage, nah einer 
Organisation, die Kosten und Zeit ersparte. Das 
Messefieber schuf aber eine erneute Dezen- 
tralisation, die Verkäufer und Käufer aus Kon- 
kurrenzgründen zu einer Beteiligung zwang. Das, 
was gerade die Leipziger Mustermesse will, einen 
Ueberblick über die Erzeugnisse eines möglichst 
großen Teils unserer Industrie in möglichst 
kurzer Zeit auf möglichst kleinem Raum zu 
gewähren, wird in seiner Wirkung beeinträchtigt 
durch den Messetaumel, der heute das Wirtschafts- 
leben aller Länder beherrscht. Die Ersparnis an 
Zeit und Kosten für den Reisenden wird aufgehoben, 
wenn der Fabrikant statt ein- bis zweimal, sechs- 
bis siebenmal die Messe besuchen muß. Es ist ja 
nicht allein die Tatsache, daß Leipzig die älteste 
Messestadt von internationalem Ruf ist, die für 
Leipzig als einzigen Meßplatz spricht. Denn wenn 
auch etwas immer so gewesen ist, so ist das keines- 
wegs ein Grund, daß es so bleiben muß. Für Leipzig 
sprechen vielmehr ökonomische Notwendigkeiten. 
Die Industrien, von denen wir darlegten, daß sie 
die eigentlichen Messeindustrien seien, sind aus 
Gründen, die mit der Messe selbst nichts zu tun 
haben, so gelagert, daß für sie Leipzig der natür- 


liche Mittelpunkt und damit Absatzplatz ist. Man 


denke nur an die Böhmisch-Schlesische Glasindustrie, 
an die Sächsische Porzellanindustrie, an die Thürin- 
gische Spielwarenindustrie. Diese Industrien gehen 
aber gerade zur Leipziger Mustermesse, weil sie ihre 
Musterlager nicht ohne große Kosten weit trans- 
portieren können. Wenn heute die besonderen Ver- 
hältnisse auch andere Industrien zur Messe treiben, 
so darf man doch nie vergessen, daß diese Industrien 
größtenteils imstande sind, ihre Muster auch auf 
größere Entfernungen ohne wesentliche Mehrkosten 
zu verschicken. Der Vorteil eines möglichst großen 
Marktes wie ihn Leipzig darstellt, überwiegt bei 
weitem den Vorteil eines kürzeren Tranportweges. 
Die Gründe, die diese Industrien zur Messe führen, 
tragen aber gleichzeitig im wesentlichen, nur vorüber- 
gehenden Charakter. Es besteht deshalb zweifellos 
die Gefahr, dass wenn die wirtschaftliche Entwicklung 
wieder zu Zuständen führt, die normale Beziehungen 
zwischen Käufern und Verkäufern und zwar auch 
international ermöglichen, die Gründe fortfallen, die 
die Ausweitung des Messewesens veranlassten. Man 
darf doch nicht vergessen, daß Messepolitik Industrie- 
politik ist, und daß cs deshalb volkswirtschaftlich 
bedenklich sein kann, das Auftauchen von Messen 
allzustark von lokalen Interessen und teilweise auch 
von kommunalem Ehrgeiz abhängig zu machen. 


Der Übergang Eng- 
Vand S zen Seh 1lezr 
zoll ist durch die An- 
nahme des Industrieschutzgesetzes, der Anti Dumping 
Bill vollzogen. Am 1. Oktober d. Js. tritt das 
neue Gesetz ohne Übergangsfrist für laufende Ab- 


fn. Das englische 
Industrieschutzgesetz. 


294 — * 


schlüsse in Rraft. Die dem Handelsverkehr besonders 
gefährliche Natur des neuen englischen Schutzzolles 
beruht einmal auf der außerordentlichen Höhe des 
Zollsatzes von 33½ p. Ct. des Warenwertes, sodann 
aber auf der Unsicherheit in bezug auf den Kreis 
der zollgeschützten Waren. Neben den sogenannten 
Schlüsselindustrien, zu denen u. a. die chemische 
Industrie, die Stahlindustrie und die optische In- 
dustrie, d. h. sehr wichtige Zweige des deutschen 
Exportgeschäftes gehören, können nämlih auf 
dem Verwaltungswege alle englischen In- 
dustriezweige, die nach gewissen Normen ihre 
Schutzbedürftigkeit gegenüber dem Auslande nadh- 
weisen, den hohen Schutzzoll von 33½ p. Ct. 
erlangen. Während einer Periode von reichlich 
70 Jahren hat die Freihandelspolitik in England 
geherrscht. Seit 1903 wurde unter der Führung 
Joseph Chamberlains für den Schutzzoll gekämpft. 
Die Nachkriegszeit hat den Schutzzöllnern den Sieg 
gebracht. Ziemlich lautlos ist unter dem Deck: 
namen Anti-Dumping die letzte große Position 
des Freihandels in der Weltwirtschaft vom Pro’ 
tektionismus erobert worden. Die Wirkungen des 
neuen Kurses der englischen Handelspolitik sollen 
heute noch nicht abgeschätzt werden. Nur der Blick 
muß auf den Wendepunkt gelenkt werden. Die neue 
englische Zollgesetzgebung kann der Anfang für 
Differentialzölle werden, die den Zusammenscluß 
der Kolonien des britischen Imperiums mit dem 
Mutterlande fördern, sie kann das Mittel einef 
Handelsvertragspolitik von neuem Stil werden. In 
welchem Maße das neue Instrument praktisch an 
gewendet werden wird, das wird von politischen 
Konstellationen und von Personenfragen in England 
abhängen. Für die deutsche Ausfuhr, die schon 
unter der noch nicht aufgehobenen Sanktion del 
Einbehaltung der 26prozentigen Ausfuhrabgabe durch 
England schwer gelitten hat, bedeutet das englische 
Industrieschutzgesetz auf jeden Fall eine neue 
schwere Hemmung, die den Zwang zur Einstellung 
auf neue Ausfuhrrichtungen erhöhen wird. 


Herr Leopold Spur- Berlin 
schreibt mir: Nach ziemlich zuver- 
lässigen Schätzungen sind bei den zusammeng® 
brochenen deutschen Sportbanken und Wettkonzernen 
insgesamt 300—400 Millionen M. eingezahlt worden 
Da sich hieran überwiegend kleinere Kreise beteiligt 
haben, so kann man rechnen, daß der Durchschnitt 
der eingezahlten Beträge 4000 M. nicht übersteigt 
d. h. also, daß es mindestens 100 000 Menschen gibt: 
die gehofft haben, ihre ersparten Gelder nrühelos 
zu vervielfachen. (Diese Zahl dürfte eher zu niedrig 
angenommen sein, da allein der Klante-Konzern ein® 
Gläubigerzahl von 60 000 Personen umfaßt). Es ist 
ganz sicher, daß eine, große Anzahl von Persone" 


Wettkonzerne. 


ahnungslos ihre letzten Pfennige hergaben, um end“ 
lich einmal wieder mit Hilfe der versprochenen Ge. 
winne in die Lage versetzt zu sein, sich lang ent 
behrte Wünsche — keineswegs immer Luxusgenũsse 
zu erfüllen. Wer einmal eine Gläubigerversammlung 


į 


eine 8 l 
s zusammengebrochenen Wertkonzerns mit 


an hr hat, wird mit Erschrecken gesehen haben, 
die ER S ee und ärmsten Kreise hinein 
Für re en ihre Fangarme ausgestreckt baben. 
der schon v ee die durch das Grauen vor 
e ur handenen und sich weiter fortsetzenien 
al wo u die Netze der Sportbanken getrieben 
leid em 1 wird der Beobachter nur tiefstes Mit- 
allzu an = und den Wunsch haben, daß sie ohne 
ant 5118 e 1 8 davonkommen möchten 
wegs ur Len der Fall dagegen bei dem keines 
862 85 W der Einzahler, die Angehörige 
mit 80 er 1755 sind, denen das Rechnen 
RN air ichen Dingen durchaus nicht fremd 
daß à 5 sollte es kaum für möglich * 
re e, die nachher in den Gläubiger 
e de Er So klug „sprachen“. ihre Gelder 
ec 8 en bemerkten Risikos „angelegt 
me 99 soll hier nicht untersucht werden, 
lie Ins huld dabei der Teil der Presse bat, der 
5 a dieser „Unternehmungen anstandslos 
Ei p P vereinzelt sogar noch die Idee 
a5 eda tionellen Teil befürwortete. Gewiß 
en dadurch Viele, die sonst durchaus aul ihren 
w FEA Mens erg zu vertrauen gewohnt 
Be ke Teilnahme an dem Wettspiel verleiten 
99115 di 5 das ist sicherlich nicht — ebensowenig 
e SEN Reklame — der entscheidende 
Konzern er daß die Werbetrommel der 
würdi 92 en Sent solchen, einer besseren Sache 
hat 918 75 olge in ganz Deutschland gearbeitet 
stand pi Sa unmöglich annehmen. daß der Ver 
3 8 9 Kreise bei der Einzahlung vollstandig 
en 15 85 par Und obwohl die Idee, auf Grund 
wegs . ihre Geschäfte betrieben. keines 
e neu ist — es braucht nur an das Buckatshop- 
zA m erinnert zu werden —, wird man die Be- 
a nichr mib dem Satze, e ‚die Dumme 
icht alle werden“, abtun können, sondern sie 
Er . ‚durchaus als eine, leider sehr 
RN Zeiterscheinung angesehen werden. 
NR daß so weite Kreise‘ zu den Ge 
die RiT gehören, beweist nur aufs neue, Wie stark 
Ba der Veränderung unseres Wirtschaftslebens 
M mmenhängenden, sozialen Umwälzungen auf die 
A der Betroffenen einwirken.‘ Vom ethischen 
tandpunkt aus kann man das eigene Wetten auf 
der Rennbahn und die Börsenspekulation kleinerer 
ge genau auf die gleiche Stufe stellen. Es 
errscht eben überall gleichmäßig der Wunsch vor 
wirtschaftliche Notwendigkeit be- 
r allem ohne produktiv 
Daß dies nur auf 
ädigung der 
in Betracht 
en 


teilweise durch 
ige —, mühelos und vo 
5 arbeiten, Geld zu verdienen. 
etrügerishem Wege oder durch Sch 
Allgemeinheit möglich ist, wird nicht 
Bezogen. Man wird in den heutigen Zeit 
Mit ihrer außerordentlich schwankenden Bewertung 
Sr Geldes und den damit verbundenen Schwan- 
ungen des Real-Einkommens gegen diese Aus 


wå - = 
'üchse, kaum mit Erfolg einschreiten können. 


Man wird aber immer wieder rechtzeitig auf die 
Gefährlichkeit solchen Beginnens hinweisen 
als es den Anschein hat, als ob ED 
zusammengebrochenen Wett- und Sportbanken 
schon wieder Nachfolger auf anderen Gebieten folgen 
Wie man immer wieder hört, und wie auch 


um so mehr, 


wollen. 
us Veröffentlichungen des Zentralverbandes des 


und Bankiergewerbes hervor- 
„Banken“ und zuweilen 


a 
Deutschen Bank- 
gegangen ist, versuchen 
auch Einzelpersonen Gelder in jeder Höhe an sich 
zu ziehen mit dem Versprechen, durch geschickte 
Börsenspekulationen erhebliche Gewinne auszahlen 
Ihr Geschäftsprinzip ist das gleihe — 


zu können. 
nicht grundsätzlichen Unterschied: 


nur mit dem 


hie Börse, hie Rennbahn. 


Börse und Geldmarkt. 


Dollarkurs stieg in der zweiten August 

August- 
er sank dann bis auf 83 M 
agen, lebhafte Betätigung der 


Der 
hälfte auf über 90 MR 
Heftige Zuckw 


zurück 
em Devisenmarkt das Gepräge 


Spekulation gaben d 
Die verschobenen Lösungen wichtigster Probleme 
durch den Obersten Rat in 


zur Markdepression. Wenn di 
s gezeigt haben, daß das augenblick- 


Reparationen für den 


Inyis 
Paris gaben den Anstoß 
ese Zeilen erscheinen 


wird sich bereit 
liche Zahlungsproblem der 
21. August gelöst worden ist. Mit einer nicht allzu 
erheblichen Goldabgabe durch die Reichsbank ist 
es, allerdings unter Inanspruchnahme erheblicher 
kurzfristiger Auslandskredite, gelungen, pünktlich zu 
zahlen. Politisch erfreulich, als Zeichen des guten 
Willens zur Erfüllung, kann diese Pünktlichkeit 
natürlich an dem fortdauernden Druck der Repa- 
rationsverpflichtungen nichts ändern. Keynes hat 
en leider von der deutschen Devisenspekulation. 


in sein 
smännern der Intente be- 


mehr als von den Staat 
Artikeln in der „Deutschen Allgemeinen 


nicht mit Unrecht auf das Frühjahr 1922 
die Zahlungsfähigkeit 


achteten 
Zeitung“ 
kritischen 
ands hingewiesen. 
ngen der Valuta, die unserer Wirt- 


Termin für 


als 
In der Zwischenzeit wird 


Deutschl 


es an Schwanku 
schaft jede feste Rechnungsgrundlage entziehen, nicht 


fehlen. Wenn dem Friedensschluß mit Amerika wirt- 
schaftliche V erständigu 
Besser, 
freilich die Benutzung der 


ngen folgen, so kann es eine 


Markhausse geben. als eine solche kurz- 


{ristige Markhausse wäre 
dentschen Guthaben in Amerika im Dienste eines 


Versuchs der Stabilisierung bzw. der Milderung 
der Schwankungen der Valuta durch = 
wirken mit einem amerikanischen Kexsortium. Aber 
auch das Auftreten des Planes einer Konferenz von 
anzleuten in Washington wird nicht ausreichen 
sin der Frage der Valutastabili. 


Zusammen- 


Fin 
um einen Optimismu 


sierung ZU rechtfertigen. 


Die Börse reagierte am Aktienmarkt auf den 
Valutasturz normal mit einer scharfen Hausse. Dabei 
der deu 


Apparat der ließ. 
Berlin legte drei Feiertage in der Woche ein, Frank- 


Plutus-Merkialel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:! 


nahm das Geschäft einen Umfang an, 


Börse zusammenbrechen 


s Montar @.-V.: Deutscher Eisenhandel A.-G. 
5. September | 

| @.-V.: 
| Rud. Chillingworth, Terra Film-A.-G., 
| Gladbacher Wollindustrie, Hedwigs- 
N hütte Anthracit-, Kohlen- u. Kokswerke. 


|! Keichsbannauswes. — @.-V.. Branden- 
burgische Carbid- u. Elektrizitätswerke. 
Schluß des Bezugsrechts Pressspanfabrik 
Untersachsenfeld. 

Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Gebr. Stollwerck A.-G. 
Elitewagen A.-G, Mühle Rüningen. 

| @.-P.: Essener Creditanstalt, Zucker- 

fabrik Fröbeln, Wicküler - Küpper- 

Brauerei. — Schluss des Bezugsrechts 

Stolberger Zinkhütte, Bezugsrechts 

Baumwollspinnerei Erlangen, Bezugs- 

rechts Eisenwerk Weserhütte. Bezugs- 

rechts Tüll- u. Gardinenweberei Plauen. 

Bezugsrecht Delmenhorster Linoleum- 

| fabrik Anker Marke. 

Bankausweis New York. — @.-V.: Rusche- 

Sonnabend, weyh & Co., Dinnendahl A.-G., Eisen- 

10. September erz A.-G., Crimmitschauer Maschinen- 

| fabrik, Niederlausitzer Tonwerke. 


Press-, Stanz- und Ziehwerke 


Dienstag, 
6. September 


Mittwoch, 
7. September 


Donnerstag, 
8. September 


Freitag, 
9. September 


| @.-V.: Otavi Minen- u. Eisenbahn-Ges., 
Monta Gerb- u. Farbstoffwerke, H. Renner & Co., 
12. Se ene Müller Gummiwarenfabrik. — Schluss 
ne des Bezugsrechts Lüdenscheider Metall- 

Ä werke, 


Schwalbe Chemnitz. Schlesische Elek- 


| @.-V.: Maschinenfabrik Germania vorm. 


nn trizitäts- u. Gas-A.-G. — Schluß des 
er Bezugsrechts Köln-Neuessener Berg- 
werksverein. 
Mitoci Reichsbankausweis. 


14. September 

| Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — G V.: St. Pauli Creditbank, 
Schlesische Elektrizität u. Gas-A.-G. 
Schluss des Bezugsrechts Maschinenbau- 
A.-G. Beck & Henkel Cassel, Bezugs- 
rechts Westdeutsche Kalkwerke. Bezugs- 
rechts Elitewerke. 

| Verlosungen: 

10. Sept.: Antwerpen 100 Fr. (1905): 
14. Sept.: Serb. Tabak 10 Fr. (1888): 
15 Sept.: 3°/, Egypt. Credit foncier 
250 Fr (1886, 1903, 1911), 2% Stadt 
Brüssel 100 Fr. (1905), Stadt Freiburg 
10 Fr. (1878), 2% Lüttich 100 Fr. 
(1905), 4% Paris 500 Fr. (1865). 


Donnerstag, 
15. September 


© Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u, a. über 
@eneralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
5 gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
asgen, 
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furt schloß seine Abendbörse. Die Kursnotierungen 
sind schwere Geburten, manchmal auch Fehlgeburten. 
An einem Tage war auf Grund der Valutabewegung: 
und anderer Momente nach normalen Erwägungen 
eine schwache Börse zu erwarten. Sie wurde aber 
sehr fest ohne erkennbaren Grund. Forschte man 
bei Banken und Bankiers nach, so konnte man fest- 
stellen, daß an diesem Tage der erwartete Zustrom 
von Verkaufsorders nicht ausgeblieben war, aber 
diese Aufträge kamen noch nicht dran; sie lagen 
unten in der Börsenpost, die man nicht mehr prompt 
aufarbeiten kann, während oben unerledigte Kauf- 
aufträge vom Vortage lagen und der Tendenz das 
Gepräge gaben. Beobachtung zeigt. 
wie sehr die Überlastung der Arbeitskräfte die Börse 


Diese kleine 
in ihrem Reagieren auf Nachrichten verwirrt. Aus 
allem saugt aber die Spekulation Honig. 
Sofern über- 


Itentabili- 
tätsrechnungen sind längst vergessen, 

haupt Überlegungen angestellt werden 
der INundigen blind nachgelaufen wird, 


und nicht 
nur „Tips!“ 
spielt nur die Umwertung der Sachwerte “in Papier 
eine Rolle. Diese Umwertung wird aber im Einzel- 
fall nicht rechnerisch zu erfassen sein. Gefühl ist 
alles. Mit Recht hat eine Beratung im preußischen 
Handelsministerium sich auf den resignierten 
Standpunkt gestellt, daß ein 
weder die Ausbreitung der Spekulation 


Übertreibung der Bewertungen zu zügeln vermöchte. 


staatlicher Eingriff 


noch die 


Wir erleben an der Börse nur eine natürliche, wenu 
auch oft in überhitzten Formen sich durchsetzende 
Reilexbewegung der Geldentwertung. Am Symp- 
tom kann die Regierung nicht herumkurieren. Sie 
muß schon versuchen, das Übel an der Wurzel zu 
packen. Eine Finanz- und Wirtschaftspolitik, die 
die Notenpresse zum Abstoppen bringt, wird auch 
den Börsentaumel besänftigen. Solange das Defizit 
anschwillt und die Steuern nicht durchgreifen, wird 
auch das Kursgebäude des Aktienmarktes weiter 
wachsen. Der Ihe wird allerdings die Festigkeit 
der Grundlagen immer weniger entsprechen, 

Wie schwer es ist, heute der Ausweitung der 
Spekulation entgegenzutreten, lehrt die Erwägung 
der einfachen Frage: Kann man es verantworten: 
bei fortschreitender Geldentwertung einem kleinen 
emp- 


Rentenwerte als Anlage zu 


Kapitalisten 
fehlen? Ihnen fehlt die Möglichkeit der Anpassung 
an Geldentwertung, die Aktien immerhin innewohnt- 
Eine Möglichkeit ist noch keine Sicherheit. Aktien- 
käufe sind immer mit Risiken verknüpft. Aber ist 
die Rente heute risikofrei? Lastet auf ihr nicht viel- 
mehr das ganze Risiko des schwankenden Geldwertes i 
Das alte Schema der Beratung versagt. Die Specu- 
lation wächst nicht als Kunstprodukt, sondern tiet 
verwurzelt im Boden der unsesunden Wirtschaft. 


Justus. 


BOT 


Warenmarktpreise im August 1921. 
F 
RE an 1 RR 

Mais Chicagos k 597/ | 571 56 530% | 545/ dis 
er standard London re | 701% | 70 70 66, | 615] | Fr Ne 
F 76 7 ( 
Zinn RR e 25%, 25% 24% 25 E per ton 
ee JJV £ pexiton 
ern eher 23% 23½ 23¼ 22% 236% £ per ton 
8 Lon den; 89 115 | 115 | 115 120 £ per ton 
er een DEREN ON 11 10% 101/2 10½ 10½ per Flasche 
Silder ler London 25 24/6 934 2283/4 22/6 sh/d per ton 
a 5 8 e 39½ 38 / 38 38 38 | per Unze 
e hicaggs 12,22 ½ 11,42½ 11,02 ½ 10,47½ 11 Doll. per 100 Pfa 
er 15 Nes York. a as | 61/16 610 | Bas | 615/16 6 cts. per Pfd. 
olle loco New Vork 12.90 13,20 1276 | 13,75 | 15,30 | cıs. per Pfad. 
En olle loco Liverpool . A 8,05 8,63 8,66 | 9,08 10,01 d per Pfd. 

eum stand. white New York . | 13 3 13 1 13 | cts. per Gallone 
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jalistische Monatshefte. Herausg. Joseph Bloch. 
15. Heft 1921. 27. Jahrg. Band 1921 1T Preis 3.— M. des Betriebsrats. — Bewer, 
Conrad Schmidt: Die Programme der deut» Das Recht auf Beschäftigung. — Flatow, Dr. 
Regierungsrat im Reichsarbeitsministerium: Die 


ftung für Handlungen 
Dr., Reichsgerichtsrat: 


ra. 
Stigch Sozialdemokratie. — Max Schippel: Soziah- Regierungsrä > € erit 
Sche Einigung. — Ludwig Quessel: Groß- Zuständigkeitsverteilung zwischen Gericht und 
* Schlichtungsausschuß bei tristloser Entlassung nach 
etz. — Meyer, Dr., Rechtsanwalt, 


ritannien und das äische È N 
2 europäische Festland. — Char x 
Erlen Nach ee übertragen von Max dem BetriebsrätegeS z 
ia dorf. Heinrich Stähmer: Die Schlichtungs‘ Syndikus des deutschen Genossenschaftsverbandes, 
a nung. M. d. RWR.: Der . 555 Se des Betriebs- 
echnik R g "EE rätegesetzes He igert: Dr., Ministerialrat i 
a RER Monatsschrift des Vereins ee arbeitsministerium: Die Entlassung un 
y er Ingenieure, Schriftleiter D. Meyer und en : E 
Speier 4, Jah Hef beschädigter und die Verordnung vom 28. April 
, 14. Jahrgang, August 1921, 8. Heft. 1921. — Lehfe Idt, Dr. Regierungsrat im Reichs- 
um: Zum Abbau der Freimachungs- 


enen ae 
S N jährlich SEN arbeitsministeri 
Die Rene ae i RG 9 verordnung: 
asch; äße Verbandsform für den deutschen blem der f e i 
\eschineabau. — zur Nedden, Nach her dle Das Green und der eve, 
a a Rech, Der Ma. Iutionäre Geist. Von Friedrich Muckle. Band HI 
enmarkt De seine Formen. Der Geld- und der sozialistischen Bücherei. Jena 1921. Erich 
He inrichsb >, a land b Wohlen heltkohlen⸗ Lichtenstein, Verlag. Broch. 18,—, geb. 24. — M. 
yee — Kohlensteuer e Das Kulturproblem der französischen Revolution. 
ey perschichten == R Schu- II. Teil. Die 3 11 ES. Strömungen 
amt, Di i 3 den Revolution. anne der sozialistische 
paten, E a a der Vereine) ie Bücherei. Jena 1921. Erich Lichtenstein Sn 
Te üken im Br 820 0 8 a ne Er Preis brosh 15, geb. 20, M. 2 
nik des Weichholzhandels. — China (das deutsch- Handels - Hochschule Berlin. Das Vorlesungs Ver 
C „esische Abkommen). — Die Indusualisierung zeichnis für das Wintersemester 1921/22 ist soeben 
in mas). — Zusaunuschlüsse von Unternehmungen erschienen (Verlag: Vereinigung wissenschaftlicher 
rankreich. — Klemann, Systematische Selbst- Verleger, Berlin W10) und beim Sekretariat der 
i Handels- Hochschule, Berlin C2, Spandauer Str. 1 
M. erhältlich. Y 


Stenrechnung. 
zum Preise von 1, — 
Lohnabzugs vom 1. August 


eue Zeitschri Ü i ebe 
vo rift für Arbeitsrecht. Herausgegeben i eur 
n Dr. H. Dersch, Ministerialrat im Reichs- Die N vom Ah 199, mm 
f à en 


Arbei D k 
pDeitsministerium, Dr. W. Kaskel, außerord. nee jl ge 
Moiessor an der Universität Berlin, Di, Er Sitges: stellung und Erläuterung 7 er zur Zeit geltenden 
minsterialrat und Abteilungsleiter im Reichsarbeits Vorschriften über den Lohnabzug mit praktischen 
1 Dr. Fr. Syrup, Präsident CCS Reichs- Musterheispielen 1121 a Do PER itz 
us für Arbeitevermi , “> 1 lahrg Koppe, Berlin, Haupts riftleiter der „Deutsch 
eitsvermittlung. Heft I 1. Jahrg. Steuerzeitung“ Preis 9,20 M. go 
uerabzug nach dem neuen Lohn- 


„lag von J. Bensheimer, Mannheim, Berlin, Leip- 
M Mai/Juni 1921. Preis 72, — M, jährlich, jeden Tabellen zum Steuere 
5 ein Heft. Einzelnummer 12. M. Steuergesetz. an ab Be at 1921. Von 
imp itzler, Dr., Ministerialrat und Abteilun sleiter Regierungsrat Sch 0} im Reichsfinanzministerium 

&ichsarbeitsministerium: i samt- Preis 8,75. 1921. Industrieverlag Spaeth & Li A 
itsrinisterium: Der Begrif 44 4 51 1 Fachbuchhandlung für Steuerliteratur, Ben 0 2 


Stre; i 
itigkeit im Schlichtungsverfahren. — Kaskel, 


Technik und Rechtskunde in der Eisenbahnverwal- 
tung. Von R. v. Kienitz, Geh. Oberregierungsrat. 
Berlin 1921. Verlag von Julius Springer. Preis 
3,00 M. 


Richtlinien für den Abschluß von Lieferungsverträgen. 
Unter Berücksichtigung der neuesten Recht- 
sprechung des Reichsgerichts für die kaufmännische 
Praxis dargestellt von Dr. jur. Sieberg. Berlin 
1921. Industrieverlag Spaeth & Linde. Preis ọ M. 

Die Technik des Vertragsschlusses. — Die wich- 
tigsten Gesichtspunkte für die rechtliche Tragweite 
des Lieferungsvertrages. 


Die Rechtsprechung und das Schrifttum in Reichs- 
steuersachen. Herausgegeben von Geheimem Rat 
Dr. R. RIO B Reichsſinanzrat in München. II. Band 
1921. München, Berlin und Leipzig 1921. J. 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis gebunden 
36 M. 


Arbeitsrecht und Arbeiterschutz {einschließlich der 
Versorgung und Fürsorge für die Kriegsopfer). Die 
sozialpolitische Gesetzgebung des Reichs seit dem 
9. November 1918. In Fortführung der Denkschrift 
des Reichsarbeitsministers Bauer für die National- 
versammlung. Berlin 1921. Verlag von Reimar 
Hobbing in Berlin SW. 61. Preis 40 M. 

Arbeitsrecht. Arbeitsschutz. Beeinflussung 
des Arbeitsmarktes. — Arbeitsnachweise, Erwerbs- 
losenfürsorge, Arbeits beschaffung. — Versorgung und 
soziale Fürsore für Kriegsbeschädigte und Kriegs- 
hinterbliebene. -— Internationales Arbeitsrecht. — 

Arbeiter- und Angestelltenversicherung. — Wohnungs- 

und Siedlungswesen. 


Das Verdrängungsschädengesetz. Gesetz über den 
Ersatz der durch die Abtretung deutscher Reichs- 
gebiete entstandenen Schäden. Von Rechtsanwalt 
Dr. Carl Purper, Berlin, Geschäftsführer des 
Hilfsbundes für die Elsaß-Lothringer im Reich 
E. V. Verlag für Politik und Wirtschaft G. m. b. H., 
Berlin W. 35, Potsdamer Str. 45. Das Recht der 
deutschen Grenzgebiete. Monographien zum Frie- 
densvertrag, Herausgegeben von Dr. Bruno Weil. 
Preis 12 M. 


Freiwirtschaft. Ein Ausweg gegenüber der vermeint- 
lichen Zwangswahl zwischen Kapitalismus und 
Sozialisierung. Von Philip Pye. Deutsche Über- 
setzung aus dem Englischen des im j[uniheft 1920 
in der Rundschau „The Nineteenth Century and 
after“ veröffentlichten Aufsatzes „Free-Economy 
an Alternative to Capitalism and Socialism. Frei- 
land-Freigeld-Verlag Erfurt 1921. Preis 2 M. 


Privatversicherungsgesetze für das Deutsche Reich. 
Textausgabe mit Einleitung, Anhang und Sach- 
register. Herausgegeben von Dr. jur. Otto Drube. 
Leipzig. Druck und Verlag von Philipp Reclam jun. 
Preis 4 M. 


Grundsätzliches zum Reparationsplan. Von Dr. Franz 
Gutmann, o. Professor an der Universität Jena. 
Jena 1921. Verlag von Gustav Fischer. Preis 
3,50 M. 


Sozialversicherung. Von Professor Dr. phil. Dr. jur. 
Alfred Manes in Berlin. Sammlung Göschen. 
Vierte, wesentlich veränderte Auflage. Berlin und 
Leipzig 1921. Vereinigung wissenschaftlicher Ver- 
leger Walter de Gruyter & Co. Preis 4, 20 M. 

Allgemeiner Teil. — Begriff und Wesen. — Ge- 
schichtliche Entwicklung. — Organisation im all- 
gemeinen. — Besonderer Teil. — Krankenversiche- 
rung. — Unfallversicherung. — Invaliden-, Alters- 
und Hinterbliebenenversicherung. — Angestellten- 
versicherung. — Sozialversicherung im übrigen. 
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Indexziffern im Inland und im Ausland. Eine kritisch® 
Studie v.RegierungsratDr.Emil Hofmann. Karls- 
ruhe i. B. 1921. G. Braunsche Hofbuchdruckerel 
und Verlag. Preis zo M. 

Die Indexziffern von Calwer. Die Index“ 
ziffern von Elsas. Die Indexziffern von Günther. 
Die Berechnungen von Kuczynski. — Die Berech- 
nungen von Silbergleit. — Die Indexziffern vol 
Schmitz. Die Indexziffern von Sanerback. — Die 
Amsterdamer Indexzifern. — Die Baseler Index- 
ziffern. — Die Berner Indexziffern. — Die Bres- 
lauer Erhebungen. Dic Haager Indexziffern. 
Die Hallischen Indexzifiern. —- bie Hannover- 
schen Indexziffern. — Die Leipziger Teuerung 
zahlen. Die Ludwigshafener Indexziffern. 
Die Mannheimer Indexziffern. Die Nürnberge! 
Berechnungen. Die Straßburger Indexziffern. 
Die Stuttgarter Indexziffern. -— Die Wiener Index 


ziftern. --- Die Züricher Incexziffern. 

zitfern der Frankfurter Zeitung. — Die Indexziffer! 
der Londoner Zeitung „The Times“. Die Index 
ziffern der Neuen Züricher Zeitung. — Die Index 
ziffern in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und 
Statistik. Die Teuerungszahlen der deutschen Ge- 
meinden.” — Die Indexziffern des Statistischen 
Reichsamts. — Die Indexziffern im österreichische! 
Volkswirt. Die Indexziffern des Ticonomist. — 


Die Indexzifſern des Board ofilrade (Labour Gazette ' 
— Die Indexziffern in der Zeitschrift für schweiz@ 
rische Statistik. — Amerikanische Indexzilfern. ~ 
Kanadische Indexziffern. Französische Index 
ziffern. Italienische Indexziffern. — Spanische 
Indexziffern. — Schwedische Indexziffern. — Dän 
ische Indexzilfern. — Finnländische Indexziffer- 
Niederländische Indexziffern. -— Indexziffern in de 
Tschechoslowakei. Australische Indexziffern. — 
Japanische Indexziffern. 


Lohnpolitik. Von Dr. Heinr. Brauns, Reichsarbeit® 
minister. M.-Gladbach 1921, Volksvereins-Verlaf 
G. m. b. H. Preis 2 M. 


Die Kündigung und Entlassung von Arbeiter" 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch, der Gewerbe 
ordnung, dem Betriebsrätegesetz, dem Schwer 
beschädigtengesetz und den geltenden Demoblt 
machungsverordnungen zusammengestellt und €" 
läutert von Dr. Gerhard Billerbeck, 
gierungsrat im Reichsamt für Arbeitsvermittlung‘ 
Bücherei des Arbeitsrechts. Band 2. Herausgegebeg 
von Präsident Dr. F. Syrup und Ministerialræ 
Dr. O. Weigert. Preis 15,— M. 


- Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über den Dienstvertrag (§§ 611—630). — Auszug a 
Titel VII der Gewerbeordnung, enthaltend die Be 
stimmungen über die Kündigung und Entlassun& 
von gewerblichen Arbeitern. — Auszug aus de 
Betriebsrätegesetz, enthaltend die Bestimmung“, 
über Kündigung und Entlassung von Arbeitnehmef 
— Verordnung über die Einstellung und Entlassunf 
von Arbeitern und Angestellten während der * 
der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 12. T m 
bruar 1920. — Gesetz über die Beschäftigung Sdi 
beschädigter vom 6. April 1920. — Verordnung UT, 
die Verlängerung der Kündigungsbeschränkung 
gunsten Schwerbeschädigter vom 28. April 1921. en 
Verordnung über die Freimachung von Arbeitsstel 
während der Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachus 
vom 25. April 1920. — Verordnung, betreffend Se 
nahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und st. 
legungen, vom 8. November 1920. 


Das Deutsche Kriegsnotgeld. Eine kulturgeschich" 
liche Beschreibung von Gustav Pran 5 55 
Erste Auflage. Band I. Verlagsanstalt Görli wei 
Nachrichten und Anzeigen. Preis 25,— M. 8" 
18.— M. brosch. 


Die Indes 


